
Antrag auf 
 Elektronik-Versicherung 

 für Photovoltaikanlagen 
 bis 200 kWp

	 Es betreut Sie:
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Mit der Angabe der E-Mail-Adresse erkläre ich mich 
mit der Zusendung von Werbeinformationen online 
einverstanden.

Antragsteller/ 
Versicherungs- 

nehmer

Antrag auf  
Elektronik-Versicherung für  
Photovoltaikanlagen bis 200 kWp

  Neuantrag
  Ersatzantrag

Hiergegen erlischt Versicherungs-Nr. Bereits Kunde?	   ja 	   nein

NL/VD BD	 AB	 Vermittler-Nr.
	 0    0

VS-Nr.
  –

OrgKZ

Antragsteller (Firma/Name)

Straße, Haus-Nr.

Postleitzahl, Wohnort

Postleitzahl, Ort, Straße, Haus-Nr., Flurstück (falls abweichend)

Partnernummer

Telefon Firma

Telefax Firma

E-Mail Firma

Internet-Adresse

Zahlweise 
  jährlich	   1/2 jährlich

Vertragsdauer /
Zahlweise

(mittags 12 Uhr)(mittags 12 Uhr)

AblaufBeginn Jahre (max. 3 Jahre) 
ohne Rabatt

Beträgt die Dauer mindestens 1 Jahr, so verlängert sich der Vertrag stillschweigend von Jahr zu Jahr,  
wenn er nicht spätestens 3 Monate vor Ablauf gekündigt wird.

Anwendungs- 
bereich dieses 

Produktes

Über diesen Antrag können Photovoltaikanlagen bis 200 kWp innerhalb der Bundesrepublik Deutschland versichert werden. 
Voraussetzung ist, dass der Versicherungsnehmer kein Leasing- oder Kreditgeber ist.

Versichert sind Photovoltaikanlagen bis 200 kWp und alle Teile, die direkt zu der Anlage gehören. Dies sind u. a. Photovoltaikmodule, Modul-Trageeinrichtungen / 
-Zubehör / -Einbausätze, Laderegler, Wechselrichter, Lithium-Ionen-Batterien / -Akkumulatoren als Energiespeicher, Erzeuger- und Einspeiseregler, Überspannungs- 
schutzeinrichtungen, zugehörige Gleich- und Wechselstromverkabelung, Stromzähler im Eigentum und im Zugriff des Versicherungsnehmers.

Landwirtschaftliche(r) Gebäude / Betrieb	   ja 
	   nein, dann sonstige(s) Gebäude / sonstiger Betrieb 

Versicherungsort

Zu versichernde 
Sachen

Art des Betriebes

Hinweis: Falls ja, besteht kein Versicherungsschutz für Brand, Blitzschlag, Explosion gemäß Klausel TK 1210 zu den ABE 2008 und es gelten die mit 1  
gekennzeichneten Prämiensätze.

Ist die Photovoltaikanlage auf dem Dach oder an der Fassade montiert?
  ja	 (Falls ja, sind die Fragen zur Bauart des Gebäudes zu beantworten)
  nein	 (Falls nein, sind die Fragen zu den Diebstahl-Sicherungsmaßnahmen zu beantworten)

Art der Montage

Hat das Gebäude, auf dem oder an dem die Photovoltaikanlage installiert ist/wird
– Außenwände, die ganz oder überwiegend aus Holz, Holzfachwerk mit Lehmfüllung oder Kunststoff bestehen?	   ja	   nein
– Dacheindeckungen, die ganz oder überwiegend aus Holz, Reet, Schilf, Stroh oder Kunststoff bestehen?	   ja	   nein
Hinweis: Falls ja, besteht kein Versicherungsschutz für Brand, Blitzschlag, Explosion gemäß Klausel TK 1210 zu den ABE 2008 und es gelten die mit 1  
gekennzeichneten Prämiensätze.

Bauart des 
Gebäudes

Art des Betriebes Welche Diebstahl-Sicherungsmaßnahmen sind geplant oder verbaut (z. B. Umzäunung, diebstahlhemmende Verschraubung, Videoüberwachung, etc.)?

Versicherte 
Gefahren und 

Schäden

Nicht versicherte 
Gefahren und 

Schäden

Mitversicherte 
Kosten auf 

Erstes Risiko

Versicherungsumfang
Mitversichert ist/sind:
■ � Sachschäden durch einfache oder grobe Fahrlässigkeit (Abschnitt A § 2 Nr. 1 und Abschnitt A § 7 Nr. 8 ABE 2008);
■ � Schäden durch Erdbeben (Abschnitt A § 2 Nr. 4 e) ABE 2008);
■ � Mehrkosten durch Technologiefortschritt (Abschnitt A § 7 ABE 2008);
■ �� für Photovoltaikanlagen bis 50 kWp, sofern der Versicherungsnehmer hier für die Gefahr trägt, Schäden, die während der Montage der Photovoltaikanlage, 

durch die Gefahren Einbruchdiebstahl und Raub sowie Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung 
entstehen (Abschnitt A § 1 Nr. 1 und Abschnitt A § 2 ABE 2008);

■ � Schäden durch Innere Unruhen (gemäß Klausel TK 1236 zu den ABE 2008)

Nicht versichert sind, ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen, Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion (gemäß Klausel TK 1210 zu den ABE 2008) bei
■ � landwirtschaftlichen Gebäuden / Betrieben,
■ � Gebäuden, deren Außenwände ganz oder überwiegend aus Holz, Holzfachwerk mit Lehmfüllung oder Kunststoff bestehen,
■ � Dacheindeckungen, die ganz oder überwiegend aus Holz, Reet, Schilf, Stroh oder Kunststoff bestehen.

Auf Erstes Risiko mitversichert ist / sind (ergänzend zu Abschnitt A § 6 ABE 2008 und Klausel TK 1911 ABE 2008):
■ � Aufräumungs-, Dekontaminations- und Entsorgungskosten;
■ � Dekontaminations- und Entsorgungskosten für Erdreich;
■ � Bewegungs- und Schutzkosten;
■ � Kosten für Erd-, Pflaster-, Maurer- und Stemmarbeiten, Gerüstgestellung; Bergungsarbeiten, Bereitstellung eines Provisoriums, Luftfracht
jeweils in Höhe von 30.000 Euro.
■ � eine über die bedingungsgemäße Entschädigung hinausgehende Differenzdeckung zum Finanzierungsrestwert der Photovoltaikanlage (sogenannte GAP-Deckung) 

bei geleasten / kreditfinanzierten Photovoltaikanlagen. Bei einer bestehenden GAP-Deckung sind so im Totalschadenfall die durch das Leasing / die Finanzierung 
entstehenden Finanzierungskosten mitversichert

jeweils in Höhe von 10.000 Euro.
■ � De- und Remontagekosten der Photovoltaikanlage und der Ertragsausfall der Photovoltaikanlage, die unabhängig von einem versicherten Schade an der  

Photovoltaikanlage dadurch entsteht, dass ein Sachschaden am Gebäude, auf dem die versicherte Photovoltaikanlage installiert ist, behoben und zu diesem 
Zweck die Photovoltaikanlage de- und remontiert werden muss

jeweils in Höhe von 10.000 Euro.
■  �Kosten für schadenbedingte Reparaturarbeiten am Gebäude, die als Folge eines ersatzpflichtigen Schadens an der versicherten Photovoltaikanlage notwendig 

geworden sind;
■ � Schadensuchkosten, die der Versicherungsnehmer infolge eines ersatzpflichtigen Schaden an der versicherten Photovoltaikanlage aufwenden muss;
■ � Kosten zur Wiederherstellung von Daten und Programmen (gemäß Klausel TK 1911 zu den ABE 2008);
■ � Kosten für Sachen im Gefahrenbereich;
jeweils in Höhe von 5.000 Euro.

Vorsorge- 
versicherung

Reparatur- 
beginn

Es besteht eine Vorsorgeversicherung für die während des jeweiligen Versicherungsjahres eintretenden Veränderungen bzw. Erweiterungen der versicherten 
Photovoltaikanlage in Höhe von 30 % der zuletzt dokumentierten Versicherungssumme (Abschnitt A § 5 ABE 2008).

Nach Eintritt eines Schadens kann mit der Reparatur sofort begonnen werden, sofern die Schadenanzeige unverzüglich erfolgt und die Schadenhöhe 10.000 Euro 
nicht übersteigt.
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Ertragsausfall

Angaben zur 
Photovoltaikanlage

Mitversichert ist der Ertragsausfall für netzgekoppelte Photovoltaikanlagen. Der Versicherer leistet Entschädigung für den entgangenen Erlös ab dem 3. Tag für 
maximal 3 Monate (Haftzeit) – soweit nicht etwas anderes (alternativ 6 oder 12 Monate) vereinbart wurde – nach Beginn der Unterbrechung / der Beeinträchtigung.
Die Entschädigungsleistung berechnet sich wie folgt:
Ausgefallene Leistung (kWp) x 3,90 (kWh pro kWp und Tag) x Ausfalltage x spezifischer Einspeisevergütungssatz (Euro pro kWh). Kann der Versicherungsnehmer 
einen Nachweis über einen höheren entgangenen Erlös erbringen, so wird dieser Betrag entschädigt (Abschnitt A § 7 ABE 2008).
Weitere Einzelheiten siehe Besondere Vereinbarungen zur Elektronik-Versicherung für Photovoltaikanlagen bis 200 kWp.

Leistung
kWp

Baujahr Jahr der Inbetriebnahme

Reduzierte Prämien- 
sätze bei Ausschluss 

bestimmter Gefahren

Wird der Ausschluss der Gefahren Brand, Blitzschlag, Explosion gemäß Klausel TK 1210 zu den ABE 2008 gewünscht?�   ja
Hinweis: Falls ja, gelten die mit 1 gekennzeichneten Prämiensätze.

Prämiensatze, 
Selbstbehalte, 

Versicherungssumme

Selbstbehalt	 Prämiensatz
  250 Euro	 1,60 ‰  1,44 ‰ 1

  500 Euro	 1,40 ‰  1,26 ‰ 1

Versicherungssumme 2

EUR
Prämiensatz

‰x EUR
2 � Die Versicherungssumme entspricht dem aktuellen Listenpreis im Neuzustand zzgl. Bezugskosten (z. B. Kosten für Verpackung, Fracht, Zölle, Montage) 

(s. hierzu Abschnitt A § 5 ABE 2008).

Ich bin/Wir sind vorsteuerabzugsberechtigt.	   ja 	   nein
Ist die Mehrwertsteuer in der Versicherungssumme enthalten?	   ja 	   nein

Änderung zur 
Haftzeit zum 

Ertragsausfall

Erhöhung der Haftzeit von 3 Monate	 Prämienzuschlag
  auf 6 Monate	 20 %
  auf 12 Monate	 40 %

+� EUR

EUR

Prämienzuschlag

Summe der Prämie

Prämienermittlung Mindestprämie
3 � Die Mindestprämie beträgt 150 Euro zzgl. Versicherungsteuer.

 � Eine Gebäudeversicherung bei der AXA Versicherung AG besteht oder wird 
gleichzeitig abgeschlossen (Der Prämiennachlass beträgt 25 %).

EUR

–� EUR

EUR

EUR

+� EUR

EUR

Summe der Prämie 3

Prämiennachlass

Summe der Prämie

Prämie 1/2 Jahr

Versicherungsteuer

Bruttoprämie 
gemäß Zahlweise

Vorversicherer / 
Vorschäden

Besteht oder bestand Versicherungsschutz  
für die zu versichernde Photovoltaikanlage?	   ja 	   nein
Gesellschaft Versicherungsschein-Nr.

Gab es Vorschäden, auch unversicherte, 
in den letzten 5 Jahren?	   ja 	   nein

Überspannungsschäden?	   ja 	   nein

Diebstahlschäden?	   ja 	   nein

Anzahl Gesamtschadenhöhe

Informationen zur
Beitragszahlung

  Selbstzahler (per Rechnung)
  Antragsteller ist Beitragszahler und erteilt ein neues SEPA-Lastschriftmandat (Bitte anhängendes SEPA-Lastschriftmandat ausfüllen)
  Antragsteller ist Beitragszahler und bestehendes SEPA-Lastschriftmandat zu folgender Bankverbindung soll genutzt werden

  Beitragszahler ist nicht Antragsteller und stimmt der Abbuchung zu (Bitte hier unterschreiben und anhängendes SEPA-Lastschriftmandat ausfüllen)

IBAN (oder Kontonummer)

Beitragszahler (Name, Vorname)

BIC (oder Bankleitzahl)

Unterschrift Beitragszahler

Wichtig für 
Antragsteller 

und Vermittler

Bitte beantworten Sie die Fragen im Antrag vollständig und richtig, sonst ist der Versicherungsschutz gefährdet. Die Verletzung vorvertraglicher Anzeige-
pflichten kann den Versicherer berechtigen, je nach Verschulden vom Vertrag zurückzutreten, ihn zu kündigen oder anzupassen, was unter Umständen zur  
Leistungsfreiheit auch für bereits eingetretene Versicherungsfälle führen kann. Nähere Einzelheiten hierzu können Sie den Ihnen zuvor überlassenen Versiche- 
rungsbedingungen entnehmen.
Die Rückseite und die beigefügten Vertragsinformationen sind wichtiger Bestandteil des Antrages.
Bitte beachten Sie auch die beigefügten Informationen zur Verwendung Ihrer Daten.
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, 
nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen 
nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung 
jeweils in Textform erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs (siehe auch Widerrufsbelehrung auf der 
Rückseite).
Sofern Sie einen Versicherungsbeginn beantragen, der vor dem Ablauf der Widerrufsfrist liegt, erklären Sie sich damit einverstanden, dass der Versicherungs- 
schutz vor Ablauf dieser Frist beginnt und die erste oder einmalige Prämie (Einlösungsprämie) – abweichend von den gesetzlichen Regelungen – vor Ablauf 
der Frist fällig, d. h. unverzüglich zu zahlen ist.

Unterschriften Ort / Datum Vermittler (Name / Anschrift / Stempel) Antragsteller

AXA Versicherung AG
Colonia-Allee 10-20, 51067 Köln · Postanschrift: 51171 Köln
Internet: www.AXA.de
Sitz der Gesellschaft: Köln · Handelsregister Köln HR B Nr. 21298 
USt.-Ident-Nr. DE 122786679 · Versicherungsteuernr.: 810/V90810002421 
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Antimo Perretta;
Vorstand: Dr. Thilo Schumacher, Vorsitzender; Beate Heinisch, Kai Kuklinski,  
Dr. Stefan Lemke, Dr. Nils Reich, Dr. Marc Daniel Zimmermann.



– Seite 3 von 27 – 21007782 (04.22)

Die Elektronik-Versicherung gilt nur für Photovoltaikanlagen bis 200 kWp innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland.

Vertragsgrundlagen

Dem Vertrag liegt deutsches Recht zugrunde.
Es gelten die folgenden Versicherungsbedingungen, Klauseln und Besonderen 
Vereinbarungen: 
I.	� Allgemeine Bedingungen für die Elektronikversicherung (ABE 2008)
II.	� Folgende Klauseln und Besonderen Vereinbarungen gelten immer vereinbart:
	 ■	� Klausel TK 1911 Datenversicherung
	 ■	� Klausel TK 1236 Innere Unruhen
	 ■	� Sanktionsklausel
	 ■	� Besondere Vereinbarungen zur Elektronik-Versicherung von Photovoltaik- 

anlagen bis 200 kWp
	 ■	� Besondere Vereinbarungen zu Lithium-Ionen-Batterien / -Akkumulatoren 

als Energiespeicher bei Photovoltaikanlagen
III.	� Sofern zusätzlich beantragt gilt auch folgende Klausel und Besondere Vereinbarung:
	 ■	� Klausel TK 1210 Ausschluss von Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion
	 ■	� Besondere Vereinbarung 

Wiedereinschluss von Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion auf-
grund Art des Betriebes oder Bauart des Gebäudes

Im Übrigen gelten die gesetzlichen Regelungen.

Vereinbarte Sicherungen

Der Antragsteller verpflichtet sich, die vereinbarten Sicherungen innerhalb von 6 Wochen 
anzubringen. Nach dieser Frist besteht für Schäden, die auf eine Verletzung dieser Siche-
rungsvereinbarung zurückzuführen sind, kein Versicherungsschutz.
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Allgemeine Hinweise

Die Vertragsdauer beträgt mindestens ein Jahr. Nach Ablauf der beantragten 
 Vertragsdauer verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem 
 Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs-
jahres eine  Kün digung zugegangen ist.

1 =  Wenn keine Angaben gemacht werden/ vorliegen wird jährliche Zahlweise 
 vor  ausgesetzt

* = Vermerk für interne Zwecke

Vertragsgrundlagen

Dem Vertrag liegt deutsches Recht zugrunde.
Maßgebend sind der Antrag, der Versicherungsschein sowie: 
Allgemeine Bedingungen für die Autoinhalts-Versicherung  
(AVB Autoinhalt 2008) – 21003851 
Sofern vereinbart: 
Klauseln zu den AVB Autoinhalt  2008

Widerrufsbelehrung

Abschnitt 1 
Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise

Widerrufsrecht
Der Versicherungsnehmer kann seine Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 
14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen.
Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem der Versicherungsnehmer

  den Versicherungsschein,
   die Vertragsbestimmungen, einschließlich der für das Vertragsverhältnis gelten-

den Allgemeinen Versicherungsbedingungen, diese wiederum einschließlich der 
Tarifbestimmungen,

  diese Belehrung,
  das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten, sofern der Versicherungsnehmer 

ein Verbraucher ist
  und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen 

jeweils in Textform erhalten hat.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 

Der Widerruf ist zu richten an:
AXA Versicherung AG 
Colonia-Allee 10 – 20 
51067 Köln 
Postanschrift: 51171 Köln
FAX : 0221 148 22444 
E-Mail: service@axa.de

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und die   
AXA Versicherung AG erstattet dem Versicherungsnehmer den auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Beiträge, wenn der Versicherungsnehmer 
zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist be-
ginnt. Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, 
darf die AXA Versicherung AG in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um 
einen Betrag, der sich je nach Zahlweise wie folgt berechnet: 

Anzahl der 
Tage, an denen 
Versicherungs-
schutz bestan-
den hat

multi-
pliziert

mit

1/360 des im Antrag ausgewiesenen Jahresbeitrags
1/180 des im Antrag ausgewiesenen Halbjahresbeitrags
1/90 des im Antrag ausgewiesenen Vierteljahresbeitrags
1/30 des im Antrag ausgewiesenen Monatsbeitrags

Die Erstattung zurückzuzahlender Beiträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage 
nach Zugang des Widerrufs. 
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, so hat der 
wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren 
und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.
Hat der Versicherungsnehmer sein Widerrufsrecht hinsichtlich des Versicherungs-
vertrages wirksam ausgeübt, ist er auch an einen mit dem Versicherungsvertrag 
zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängender 
Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag aufweist und 
eine Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage einer 
Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine Vertrags-
strafe darf weder vereinbart noch verlangt werden.  

Besondere Hinweise
Das Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers erlischt, wenn der Vertrag auf aus- 
drücklichen Wunsch des Versicherungsnehmers sowohl von ihm als auch von der 
AXA Versicherung AG vollständig erfüllt ist, bevor der Versicherungsnehmer das 
Widerrufsrecht ausgeübt hat.

Abschnitt 2 
Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weiteren Informationen
Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen werden die 
Informationspflichten im Folgenden im Einzelnen aufgeführt:

Die AXA Versicherung AG hat dem Versicherungsnehmer folgende Informationen zur 
Verfügung zu stellen:
1.   die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über die der Ver- 

trag abgeschlossen werden soll; anzugeben ist auch das Handelsregister, bei 
dem der Rechtsträger eingetragen ist, und die zugehörige Registernummer;

2.   die Identität einer Vertreterin oder eines Vertreters des Versicherers in dem 
Mitgliedsstaat der Europäischen Union, in dem der Versicherungsnehmer seinen 
Wohnsitz hat, wenn es eine solche Vertreterin oder einen solchen Vertreter gibt, 
oder die Identität einer anderen gewerblich tätigen Person als dem Versicherer, 
wenn der Versicherungsnehmer mit dieser geschäftlich zu tun hat, und die Eigen-
schaft, in der diese Person gegenüber dem Versicherungsnehmer tätig wird;

3.   a)  die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere Anschrift, die für 
die Geschäftsbeziehung zwischen dem Versicherer und dem Versicherungs-
nehmer maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen 
oder -gruppen auch den Namen eines Vertretungsberechtigten; soweit die 
Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen 
einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

 b)  jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen einer Vertre-
terin oder einem Vertreter des Versicherers oder einer anderen gewerblich 
tätigen Person gemäß Nummer 2 und dem Versicherungsnehmer maßgeblich 
ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder -gruppen auch den 
Namen eines Vertretungsberechtigten; soweit die Mitteilung durch Übermitt-
lung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungs- 
bedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und 
deutlich gestalteten Form;

4.  die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;
5.  Angaben über das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungs-

regelungen; Name und Anschrift des Garantiefonds sind anzugeben;
6.  die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere Angaben 

über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versicherers;
7.  den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und sonstigen 

Preisbestandteile, wobei die Beiträge einzeln auszuweisen sind, wenn das Ver- 
sicherungsverhältnis mehrere selbständige Versicherungsverträge umfassen 
soll, oder, wenn ein genauer Preis nicht angegeben werden kann, Angaben zu 
den Grundlagen seiner Berechnung, die Ihnen eine Überprüfung des Preises 
ermöglichen;

8.  gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten unter Angabe des insgesamt zu zah- 
lenden Betrages sowie mögliche weitere Steuern, Gebühren oder Kosten, die 
nicht über den Versicherer abgeführt oder von ihm in Rechnung gestellt werden;

9.  Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zah-
lungsweise der Beiträge;

10.  die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen, 
beispielsweise die Gültigkeitsdauer befristeter Angebote, insbesondere hinsicht-
lich des Preises;

11.  den Hinweis, dass sich die Finanzdienstleistung auf Finanzinstrumente bezieht, 
die wegen ihrer spezifischen Merkmale oder der durchzuführenden Vorgänge 
mit speziellen Risiken behaftet sind oder deren Preis Schwankungen auf dem 
Finanzmarkt unterliegt, auf die der Versicherer keinen Einfluss hat, und dass in 
der Vergangenheit erwirtschaftete Beträge kein Indikator für künftige Erträge 
sind; die jeweiligen Umstände und Risiken sind zu bezeichnen;

12.  Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere über den Be-
ginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes sowie die Dauer der Frist, 
während der der Antragsteller an den Antrag gebunden sein soll;

13.  das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, 
Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Namen und Anschrift derjenigen Per-
son, gegenüber der der Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Wider-
rufs einschließlich Informationen über den Betrag, den der Versicherungsnehmer 
im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen hat; soweit die Mitteilung durch 
Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobe-
nen und deutlich gestalteten Form;

14.  a) Angaben zur Laufzeit des Vertrages; 
b) Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages;

15.   Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den vertraglichen 
Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertragsstrafen; soweit die 
Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen 
einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

16.  die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Versicherer der Aufnah-
me von Beziehungen zum Versicherungsnehmer vor Abschluss des Versicherungs-
vertrags zugrunde gelegt hat;

17.  das auf den Vertrag anwendbare Recht, eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag 
anwendbare Recht oder über das zuständige Gericht;

18.  die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt 
genannten Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in denen 
sich der Versicherer verpflichtet, mit Zustimmung des Versicherungsnehmers die 
Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrags zu führen;

19.  einen möglichen Zugang für den Versicherungsnehmer zu einem außergerichtli-
chen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls die Voraus-
setzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass 
die Möglichkeit für den Versicherungsnehmer, den Rechtsweg zu beschreiten, 
hiervon unberührt bleibt;

20.  Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Möglichkeit 
einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde.

Ende der Widerrufsbelehrung
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Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten durch AXA. Weitere Informationen, wie die Ihnen nach dem Datenschutzrecht 
zustehenden Rechte, die Rechtsgrundlagen der Verarbeitung, Dauer der Speicherung 
und den Empfängern der personenbezogenen Daten und Details zur automatisierten 
Einzelfallentscheidung finden Sie unter www.axa.de/datenschutz. Gern übersenden wir 
Ihnen die vollständigen Informationen zur Verwendung Ihrer Daten per Post, wenn Sie 
uns unter Datenschutz@axa.de oder postalisch kontaktieren.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung
Die in dem Schreiben genannte Gesellschaft ist dabei der Verantwortliche für die Daten-
verarbeitung. Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der im 
Schreiben angegebenen Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauftragter – oder per 
E-Mail unter: Datenschutz@axa.de

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hierbei 
gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrages und zur Einschätzung des von uns 
zu übernehmenden Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten 
wir diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder 
Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu können, 
ob ein Versicherungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist.
Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten ggf. zur Erstellung versi-
cherungsspezifischer Statistiken, z. B. zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Alle 
bei einer AXA-Gesellschaft verarbeiteten Daten nutzen wir für umfassende Auskunfts-
erteilungen.
Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu 
wahren. Dies kann insbesondere erforderlich sein:
■  zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs einschließlich Tests,
■  zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte 

der Unternehmen der AXA-Gruppe und deren Kooperationspartner sowie für Markt- 
und Meinungsumfragen,

■  zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere nutzen wir Daten-
analysen und -recherchen (auch in öffentlich zugänglichen Quellen) zur Erkennung 
von Hinweisen, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten können,

■  zur Risikosteuerung innerhalb des Unternehmens sowie des AXA Konzerns insgesamt,
■  zur Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung von Prozessen, Dienstleistungen und 

Produkten.
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetzlicher 
Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher 
Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten
Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe nehmen 
bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in der Gruppe verbundenen Unter-
nehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem oder 
mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur zentralen 
Verwaltung von Anschriftendaten, für den telefonischen Kundenservice, zur Vertrags- 
und Leistungs-/ Schadenbearbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen Post-
bearbeitung zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In unserer 
Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung 
teilnehmen.

Externe Auftragnehmer und Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zum 
Teil externer Auftragnehmer und Dienstleister.
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, zu denen nicht 
nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, können Sie unserer Internetseite 
unter www.axa.de/datenschutz entnehmen.

Weitere Empfänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger 
übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten 
(z. B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbehörden).

Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu Zwecken 
der Direktwerbung zu widersprechen. Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung 
berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn 
sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung 
sprechen.

  

Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem (HIS) 
der informa HIS GmbH zur Unterstützung der Risikobeurteilung im Antragsfall, zur 
Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von 
Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Austausch bestimmter personenbezogener 
Daten mit dem HIS erforderlich. Nähere Informationen dazu entnehmen Sie bitte 
den Hinweisen zum HIS auf www.axa.de/datenschutz.

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages (z. B. zur Mitnahme eines 
Schadensfreiheitsrabattes in der Kfz-Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Angaben bei 
Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im 
dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten mit dem 
von Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen.

Bonitätsauskünfte
Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen notwendig ist, können wir bei 
dem Verband der Vereine Creditreform e. V. oder der Schufa Holding AG Informationen 
zur Beurteilung Ihres allgemeinen Zahlungsverhaltens abfragen.
Die AXA übermittelt im Rahmen dieses Vertragsverhältnisses erhobene personenbezogene 
Daten über die Beantragung, die Durchführung und Beendigung dieser Geschäfts-
beziehung sowie Daten über nicht vertragsgemäßes Verhalten oder betrügerisches 
Verhalten an die SCHUFA Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden. Rechtsgrund-
lagen dieser Übermittlungen sind Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 6 Absatz 
1 Buchstabe f der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO). Übermittlungen auf der 
Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f DSGVO dürfen nur erfolgen, soweit dies 
zur Wahrung berechtigter Interessen der AXA oder Dritter erforderlich ist und nicht 
die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den 
Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen. Der Datenaustausch mit der 
SCHUFA dient auch der Erfüllung gesetzlicher Pflichten zur Durchführung von Kredit-
würdigkeitsprüfungen von Kunden (§ 505a und 506 des Bürgerlichen Gesetzbuches). 
Die SCHUFA verarbeitet die erhaltenen Daten und verwendet sie auch zum Zwecke der 
Profilbildung (Scoring), um ihren Vertragspartnern im Europäischen Wirtschaftsraum 
und in der Schweiz sowie ggf. weiteren Drittländern (sofern zu diesen ein Angemessen-
heitsbeschluss der Europäischen Kommission besteht) Informationen unter anderem 
zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit von natürlichen Personen zu geben. Nähere 
Informationen zur Tätigkeit der SCHUFA können dem SCHUFA-Informationsblatt nach 
Art. 14 DSGVO entnommen oder online unter www.schufa.de/datenschutz eingesehen 
werden.

Datenübermittlung in ein Drittland
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem Dritt-
land durch die EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau bestätigt wurde 
oder andere angemessene Datenschutzgarantien (z. B. verbindliche unternehmens-
interne Datenschutzvorschriften, EU-Standardvertragsklauseln oder EU-US Privacy 
Shield) vorhanden sind. Detaillierte Information dazu sowie über das Datenschutzniveau 
bei unseren Dienstleistern können Sie unter den oben genannten Kontaktinformationen 
anfordern.

Automatisierte Einzelfallentscheidungen
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei Antragstellung befragen, ent-
scheiden wir vollautomatisiert etwa über das Zustandekommen oder die Kündigung 
des Vertrages, mögliche Risikoausschlüsse oder über die Höhe der von Ihnen zu zahlenden 
Versicherungsprämie.
Aufgrund Ihrer Angaben zum Versicherungsfall, der zu Ihrem Vertrag gespeicherten 
Daten (sowie ggf. von Dritten hierzu erhaltenen Informationen) entscheiden wir 
vollautomatisiert über unsere Leistungspflicht, Bonifikationen und Zusatzleistungen. 
Die vollautomatisierten Entscheidungen beruhen auf vom Unternehmen vorher fest-
gelegten Regeln zur Gewichtung der Informationen: So erfolgt bei der Antragstellung 
die Berechnung und Bewertung auf Basis versicherungsmathematischer Kriterien und 
Kalkulationen.
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Information über den Datenaustausch mit der 
informa HIS GmbH auf Grundlage der Artikel 13 
und 14 DSGVO

Hiermit möchten wir Sie darüber informieren, dass wir bei Abschluss eines Versicherungs-
vertrages oder im Rahmen der Schadenbearbeitung Daten zum Versicherungsobjekt 
(Fahrzeugidentifikationsdaten oder Adresse des Gebäudes) sowie Angaben zu Ihrer Person 
(Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) an die informa HIS GmbH 
übermitteln (HIS-Anfrage) können. Die informa HIS GmbH überprüft anhand dieser 
Daten, ob zu Ihrer Person und/oder zu Ihrem Versicherungsobjekt im „Hinweis- und 
Informationssystem der Versicherungswirtschaft” (HIS) Informationen gespeichert 
sind, die auf ein erhöhtes Risiko oder Unregelmäßigkeiten in einem Versicherungsfall 
hindeuten können. Solche Informationen können nur aufgrund einer früheren Meldung 
eines Versicherungsunternehmens an das HIS vorliegen (HIS-Einmeldung), über die Sie 
ggf. von dem einmeldenden Versicherungsunternehmen gesondert informiert worden 
sind. Daten, die aufgrund einer HIS-Einmeldung im HIS gespeichert sind, werden von 
der informa HIS GmbH an uns, das anfragende Versicherungsunternehmen, übermittelt.
Weitere Informationen erhalten Sie unter www.axa.de/datenschutz oder Datenschutz@axa.de

Zwecke der Datenverarbeitung der informa HIS GmbH
Die informa HIS GmbH betreibt als datenschutzrechtlich Verantwortliche das Hinweis-  
und Informationssystem HIS der Versicherungswirtschaft. Sie verarbeitet darin personen-
beziehbare Daten, um die Versicherungswirtschaft bei der Bearbeitung von Versicherungs-
anträgen und -schäden zu unterstützen. Es handelt sich bei diesen Daten um Angaben 
zu erhöhten Risiken oder um Auffälligkeiten, die auf Unregelmäßigkeiten (z. B. Mehr-
fachabrechnung eines Versicherungsschadens bei verschiedenen Versicherungsunter-
nehmen) hindeuten können.

Herkunft der Daten der informa HIS GmbH
Die Daten im HIS stammen ausschließlich von Versicherungsunternehmen, die diese in 
das HIS einmelden.

Kategorien der personenbezogenen Daten
Basierend auf der HIS-Anfrage oder der HIS-Einmeldung eines Versicherungsunternehmens 
werden von der informa HIS GmbH – abhängig von der Versicherungsart bzw. -sparte – die  
Daten der Anfrage oder Einmeldung mit den dazu genutzten personen bezogenen Daten 
(Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) bzw. Informationen 
zum Versicherungsobjekt (z. B. Fahrzeug- bzw. Gebäudeinformationen) sowie das 
anfragende bzw. einmeldende Versicherungsunternehmen gespeichert. Bei einer 
HIS-Einmeldung durch ein Versicherungsunternehmen, über die Sie gegebenenfalls 
von diesem gesondert informiert werden, speichert die informa HIS GmbH erhöhte 
Risiken oder Auffälligkeiten, die auf Unregelmäßigkeiten hindeuten können, sofern 
solche Informationen an das HIS gemeldet wurden. In der Versicherungssparte Leben 
können dies z. B. Informationen zu möglichen Erschwernissen (ohne Hinweis auf 
Gesundheitsdaten) und Versicherungssumme/Rentenhöhe sein. Zu Fahrzeugen sind 
ggf. z. B. Totalschäden, fiktive Abrechnungen oder Auffälligkeiten bei einer früheren 
Schadenmeldung gespeichert. Gebäudebezogene Daten sind Anzahl und Zeitraum 
geltend gemachter Gebäudeschäden.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten
Empfänger sind ausschließlich Versicherungsunternehmen mit Sitz in Deutschland sowie 
im Einzelfall im Rahmen von Ermittlungsverfahren staatliche Ermittlungsbehörden.

Kontaktdaten des Unternehmens und des Datenschutzbeauftragten
informa HIS GmbH 
Kreuzberger Ring 68 
65205 Wiesbaden 
Telefon: 0611/880 870-0
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SCHUFA-Informationsblatt nach Art. 14 DSGVO

1.  Name und Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle sowie des betrieblichen 
 Datenschutzbeauftragten

SCHUFA Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden, Tel.: +49(0) 6 11-92 78 0 

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der SCHUFA ist unter der o.g. Anschrift, zu Hd. 
Abteilung Datenschutz oder per E-Mail unter datenschutz@schufa.de erreichbar.

2. Datenverarbeitung durch die SCHUFA
2.1  Zwecke der Datenverarbeitung und berechtigte Interessen, die von der SCHUFA 

oder einem Dritten verfolgt werden
Die SCHUFA verarbeitet personenbezogene Daten, um berechtigten Empfängern 
Informationen zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit von natürlichen und juristischen 
Personen zu geben. Hierzu werden auch Scorewerte errechnet und übermittelt. Sie 
stellt die Informationen nur dann zur Verfügung, wenn ein berechtigtes Interesse hieran 
im Einzelfall glaubhaft dargelegt wurde und eine Verarbeitung nach Abwägung aller 
Interessen zulässig ist. Das berechtigte Interesse ist insbesondere vor Eingehung von 
Geschäften mit finanziellem Ausfallrisiko gegeben. Die Kreditwürdigkeitsprüfung dient 
der Bewahrung der Empfänger vor Verlusten im Kreditgeschäft und eröffnet gleichzeitig 
die Möglichkeit, Kreditnehmer durch Beratung vor einer übermäßigen Verschuldung zu 
bewahren. Die Verarbeitung der Daten erfolgt darüber hinaus zur Betrugsprävention, 
Seriositätsprüfung, Geldwäscheprävention, Identitäts- und Altersprüfung, Anschriften-
ermittlung, Kundenbetreuung oder Risikosteuerung sowie der Tarifierung oder 
Konditionierung. Über etwaige Änderungen der Zwecke der Datenverarbeitung wird 
die SCHUFA gemäß Art. 14 Abs. 4 DS-GVO informieren.

2.2 Rechtsgrundlagen für die Datenverarbeitung
Die SCHUFA verarbeitet personenbezogene Daten auf Grundlage der Bestimmungen 
der Datenschutz-Grundverordnung. Die Verarbeitung erfolgt auf Basis von Einwilligungen 
sowie auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchstabe f DS-GVO, soweit die Verarbeitung 
zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten 
erforderlich ist und nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der 
betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen. 
Einwilligungen können jederzeit gegenüber dem betreffenden Vertragspartner wider-
rufen werden. Dies gilt auch für Einwilligungen, die bereits vor Inkrafttreten der DS-GVO 
erteilt wurden. Der Widerruf der Einwilligung berührt nicht die Rechtmäßigkeit der bis 
zum Widerruf verarbeiteten personenbezogenen Daten.

2.3 Herkunft der Daten
Die SCHUFA erhält ihre Daten von ihren Vertragspartnern. Dies sind im europäischen 
Wirtschaftsraum und in der Schweiz sowie ggf. weiteren Drittländern (sofern zu 
diesen ein entsprechender Angemessenheitsbeschluss der Europäischen Kommission 
existiert) ansässige Institute, Finanzunternehmen und Zahlungsdienstleister, die ein 
finanzielles Ausfallrisiko tragen (z.B. Banken, Sparkassen, Genossenschaftsbanken, 
Kreditkarten-, Factoring- und Leasingunternehmen) sowie weitere Vertragspartner, die 
zu den unter Ziffer 2.1 genannten Zwecken Produkte der SCHUFA nutzen, insbesondere 
aus dem (Versand-)Handels-, eCommerce-, Dienstleistungs-, Vermietungs-, Energiever-
sorgungs-, Telekommunikations-, Versicherungs-, oder Inkassobereich. Darüber hinaus 
verarbeitet die SCHUFA Informationen aus allgemein zugänglichen Quellen wie öffent-
lichen Verzeichnissen und amtlichen Bekanntmachungen (Schuldnerverzeichnisse, 
Insolvenzbekanntmachungen).

2.4  Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden (Personendaten, 
Zahlungsverhalten und Vertragstreue)

■  Personendaten, z.B. Name (ggf. auch vorherige Namen, die auf gesonderten Antrag 
beauskunftet werden), Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, frühere An-
schriften

■  Informationen über die Aufnahme und vertragsgemäße Durchführung eines Geschäftes 
(z.B. Girokonten, Ratenkredite, Kreditkarten, Pfändungsschutzkonten, Basiskonten)

■  Informationen über unbestrittene, fällige und mehrfach angemahnte oder titulierte 
Forderungen sowie deren Erledigung

■  Informationen zu missbräuchlichem oder sonstigen betrügerischem Verhalten wie 
Identitäts- oder Bonitätstäuschungen

■  Informationen aus öffentlichen Verzeichnissen und amtlichen Bekanntmachungen
■ Scorewerte

2.5 Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten
Empfänger sind im europäischen Wirtschaftsraum, in der Schweiz sowie ggf. weiteren 
Drittländern (sofern zu diesen ein entsprechender Angemessenheitsbeschluss der 
Europäischen Kommission existiert) ansässige Vertragspartner gem. Ziffer 2.3. Weitere 
Empfänger können externe Auftragnehmer der SCHUFA nach Art. 28 DS-GVO sowie ex-
terne und interne SCHUFA-Stellen sein. Die SCHUFA unterliegt zudem den gesetzlichen 
Eingriffsbefugnissen staatlicher Stellen.

2.6 Dauer der Datenspeicherung
Die SCHUFA speichert Informationen über Personen nur für eine bestimmte Zeit. Maß-
gebliches Kriterium für die Festlegung dieser Zeit ist die Erforderlichkeit. Für eine Prüfung 
der Erforderlichkeit der weiteren Speicherung bzw. die Löschung personenbezogener 
Daten hat die SCHUFA Regelfristen festgelegt. Danach beträgt die grundsätzliche 
Speicherdauer von personenbezogenen Daten jeweils drei Jahre taggenau nach deren 
Erledigung. Davon abweichend werden z.B. gelöscht:
■ Angaben über Anfragen nach zwölf Monaten taggenau
■  Informationen über störungsfreie Vertragsdaten über Konten, die ohne die damit 

begründete Forderung dokumentiert werden (z. B. Girokonten, Kreditkarten, Te-
lekommunikationskonten oder Energiekonten), Informationen über Verträge, bei 
denen die Evidenzprüfung gesetzlich vorgesehen ist (z.B. Pfändungsschutzkonten, 
Basiskonten) sowie Bürgschaften und Handelskonten, die kreditorisch geführt 
werden, unmittelbar nach Bekanntgabe der Beendigung.

■  Daten aus den Schuldnerverzeichnissen der zentralen Vollstreckungsgerichte nach 
drei Jahren taggenau, jedoch vorzeitig, wenn der SCHUFA eine Löschung durch das 
zentrale Vollstreckungsgericht nachgewiesen wird

■  Informationen über Verbraucher-/Insolvenzverfahren oder Restschuldbefreiungs-
verfahren taggenau drei Jahre nach Beendigung des Insolvenzverfahrens oder 
Erteilung der Restschuldbefreiung. In besonders gelagerten Einzelfällen kann auch 
abweichend eine frühere Löschung erfolgen.

■  Informationen über die Abweisung eines Insolvenzantrages mangels Masse, die 
Aufhebung der Sicherungsmaßnahmen oder über die Versagung der Restschuldbe-
freiung taggenau nach drei Jahren

■  Personenbezogene Voranschriften bleiben taggenau drei Jahre gespeichert; danach 
erfolgt die Prüfung der Erforderlichkeit der fortwährenden Speicherung für weitere 
drei Jahre. Danach werden sie taggenau gelöscht, sofern nicht zum Zwecke der 
Identifizierung eine länger währende Speicherung erforderlich ist.

3. Betroffenenrechte
Jede betroffene Person hat gegenüber der SCHUFA das Recht auf Auskunft nach Art. 15 
DS-GVO, das Recht auf Berichtigung nach Art. 16 DS-GVO, das Recht auf Löschung nach 
Art. 17 DS-GVO und das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 DS-GVO. 
Die SCHUFA hat für Anliegen von betroffenen Personen ein Privatkunden ServiceCenter 
eingerichtet, das schriftlich unter SCHUFA Holding AG, Privatkunden ServiceCenter, 
Postfach 10 34 41, 50474 Köln, telefonisch unter +49 (0) 6 11-92 78 0 und über ein Internet- 
Formular unter www.schufa.de erreichbar ist. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, 
sich an die für die SCHUFA zuständige Aufsichtsbehörde, den Hessischen Datenschutz-
beauftragten, zu wenden. Einwilligungen können jederzeit gegenüber dem betreffenden 
Vertragspartner widerrufen werden.

Nach Art. 21 Abs. 1 DS-GVO kann der Datenverarbeitung aus Gründen, die sich 
aus der besonderen Situation der betroffenen Person ergeben, widersprochen 
werden. Der Widerspruch kann formfrei erfolgen und ist zu richten an SCHUFA 
Holding AG, Privatkunden ServiceCenter, Postfach 10 34 41, 50474 Köln.

4. Profilbildung (Scoring)
Die SCHUFA-Auskunft kann um sogenannte Scorewerte ergänzt werden. Beim Scoring 
wird anhand von gesammelten Informationen und Erfahrungen aus der Vergangenheit 
eine Prognose über zukünftige Ereignisse erstellt. Die Berechnung aller Scorewerte 
erfolgt bei der SCHUFA grundsätzlich auf Basis der zu einer betroffenen Person bei der 
SCHUFA gespeicherten Informationen, die auch in der Auskunft nach Art. 15 DS-GVO 
ausgewiesen werden. Darüber hinaus berücksichtigt die SCHUFA beim Scoring die 
Bestimmungen § 31 BDSG. Anhand der zu einer Person gespeicherten Einträge erfolgt 
eine Zuordnung zu statistischen Personengruppen, die in der Vergangenheit ähnliche 
Einträge aufwiesen. Das verwendete Verfahren wird als «logistische Regression» be-
zeichnet und ist eine fundierte, seit langem praxiserprobte, mathematisch-statistische 
Methode zur Prognose von Risikowahrscheinlichkeiten. Folgende Datenarten werden 
bei der SCHUFA zur Scoreberechnung verwendet, wobei nicht jede Datenart auch in 
jede einzelne Scoreberechnung mit einfließt: Allgemeine Daten (z.B. Geburtsdatum, 
Geschlecht oder Anzahl im Geschäftsverkehr verwendeter Anschriften), bisherige 
Zahlungsstörungen, Kreditaktivität letztes Jahr, Kreditnutzung, Länge Kredithistorie 
sowie Anschriftendaten (nur wenn wenige personenbezogene kreditrelevante Informa-
tionen vorliegen). Bestimmte Informationen werden weder gespeichert noch bei der 
Berechnung von Scorewerten berücksichtigt, z.B.: Angaben zur Staatsangehörigkeit 
oder besondere Kategorien personenbezogener Daten wie ethnische Herkunft oder 
Angaben zu politischen oder religiösen Einstellungen nach Art. 9 DS-GVO. Auch die 
Geltendmachung von Rechten nach der DS-GVO, also z.B. die Einsichtnahme in die bei 
der SCHUFA gespeicherten Informationen nach Art. 15 DS-GVO, hat keinen Einfluss auf 
die Scoreberechnung. Die übermittelten Scorewerte unterstützen die Vertragspartner 
bei der Entscheidungsfindung und gehen dort in das Risikomanagement ein. Die Risiko-
einschätzung und Beurteilung der Kreditwürdigkeit erfolgt allein durch den direkten 
Geschäftspartner, da nur dieser über zahlreiche zusätzliche Informationen – zum Beispiel 
aus einem Kreditantrag – verfügt. Dies gilt selbst dann, wenn er sich einzig auf die von 
der SCHUFA gelieferten Informationen und Scorewerte verlässt. Ein SCHUFA-Score 
alleine ist jedenfalls kein hinreichender Grund einen Vertragsabschluss abzulehnen. 
Weitere Informationen zum Kreditwürdigkeitsscoring oder zur Erkennung auffälliger 
Sachverhalte sind unter www.scoring-wissen.de erhältlich.
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4.	 Vorsorgeversicherung (zu Abschnitt A § 5 ABE 2008)
	� Für die während des jeweiligen Versicherungsjahres eintretenden Veränderungen 

bzw. Erweiterungen der versicherten Photovoltaikanlage gilt eine Vorsorgeversi-
cherung in Höhe von 30 Prozent der zuletzt dokumentierten Versicherungssumme 
vereinbart.

	� Der Versicherungsnehmer meldet dem Versicherer innerhalb von drei Monaten 
nach Beginn eines jeden Versicherungsjahres die aufgrund der im vorhergehenden 
Versicherungsjahr eingetretenen Veränderungen er forderliche Anhebung/Redu-
zierung der Versicherungssumme. Falls keine Veränderungen eingetreten sind, ist 
eine Meldung entbehrlich.

	� Die Prämie infolge der Anhebung/Reduzierung wird aus der Differenz zwischen 
alter und neuer Versicherungssumme berechnet und ab Beginn des laufenden 
Versicherungsjahres nacherhoben/gutgeschrieben.

	� Er folgt die Jahresmeldung nicht innerhalb von drei Monaten, obwohl sie aufgrund 
im vorhergehenden Versicherungsjahr eingetretener Veränderungen abzugeben 
gewesen wäre, so entfällt die Vorsorgeversicherung (Abs. 1) für das laufende Jahr.

5.	 Zusätzliche Kosten auf Erstes Risiko (zu Abschnitt A § 6 Nr. 3 a) bis d) ABE 2008)
	� Zu Abschnitt A § 6 Nr. 3 a) bis d) ABE 2008 gilt jeweils eine Versicherungssumme 

auf Erstes Risiko in Höhe von 30.000 Euro ohne Abzug eines zusätzlichen Selbst-
behaltes vereinbart.

6.	 Schadenbedingte Arbeiten am Gebäude (zu Abschnitt A § 6 ABE 2008)
	� Mitversichert sind zusätzliche Kosten auf Erstes Risiko bis 5.000 Euro für schaden-

bedingte Reparaturarbeiten am Gebäude, die der Versicherungsnehmer infolge 
eines dem Grunde nach versicherten Schadens an der versicherten Photovoltaik-
anlage aufwenden muss.

7.	� De- und Remontagekosten aufgrund von Gebäudebeschädigungen 
(zu Abschnitt A § 6 ABE 2008)

	� Mitversichert sind zusätzliche Kosten für De- und Remontage der Photovoltaikan-
lage und der Ertragsausfall der Photovoltaikanlage auf Erstes Risiko bis insgesamt 
10.000 Euro, die unabhängig von einem versicherten Schaden an der Photovol-
taikanlage dadurch entstehen, dass ein Sachschaden am Gebäude, auf dem die 
versicherte Photovoltaikanlage installiert ist, behoben und zu diesem Zwecke die 
Photovoltaikanlage de- und remontiert werden muss. 
Die Entschädigungsleistung für den entgangenen Erlös (Ertragsausfall) berech-
net sich nach Ziffer 13. 
Keine Entschädigung wird geleistet, soweit der Versicherungsnehmer aus einem 
anderen Versicherungsvertrag Ersatz beanspruchen kann. 
Diese Ziffer findet keine Anwendung, wenn der Sachschaden am Gebäude durch 
Brand, Blitzschlag, Explosion verursacht worden ist und gleichzeitig die Gefahren 
Brand, Blitzschlag, Explosion gemäß Klausel TK 1210 zu den ABE 2008 ausge-
schlossen sind bzw. Ziffer 3.2 nicht durch Besondere Vereinbarung gestrichen ist.

8.	 Schadensuchkosten (zu Abschnitt A § 6 ABE 2008)
	� Mitversichert sind Schadensuchkosten auf Erstes Risiko bis 5.000 Euro, die der 

Versicherungsnehmer infolge eines ersatzpflichtigen Schaden an der versicherten 
Photovoltaikanlage aufwenden muss.

9.	� Mehrkosten bei geleasten/kreditfinanzierten Photovoltaikanlagen 
(GAP-Deckung)

9.1	 Wiederherstellung bzw. Wiederbeschaffung im Totalschadenfall
	� Der Versicherer ersetzt im Totalschadenfall (Abschnitt A § 7 Nr. 3 ABE 2008) über den 

bedingungsgemäß ersatzpflichtigen Neuwert der versicherten Photovoltaikanlage 
hinaus zusätzlich auch eine etwaige Differenz zu dem vom Leasinggeber/Kreditfinan-
zierer valutierten Finanzierungsrestwert, wenn dieser den Neuwert übersteigt. Der 
Finanzierungsrestwert entspricht dem laut Leasing-/Finanzierungsvertrag vereinbar-
ten Betrag, den ein Leasing-/Kreditgeber anlässlich einer vorzeitigen Beendigung des 
Leasing-/Finanzierungsvertrages fordern kann.

9.2	 Keine Wiederherstellung bzw. Wiederbeschaffung im Totalschadenfall
	� Wird nach einem bedingungsgemäß ersatzpflichtigen Totalschaden (Abschnitt 

A § 7 Nr. 3 ABE 2008) die versicherte Photovoltaikanlage nicht wiederhergestellt 
bzw. wiederbeschafft, so ersetzt der Versicherer über den Zeitwertschaden 
(Abschnitt A § 7 Nr. 4 ABE 2008) hinaus zusätzlich auch eine etwaige Differenz 
zwischen dem Finanzierungsrestwert (siehe Nr. 9.1) und dem Zeitwert, wenn der 
Finanzierungsrestwert den Zeitwert übersteigt.

9.3	 Entschädigungsgrenze
	� Die Entschädigung erfolgt bis zu einer Versicherungssumme von 10.000 Euro auf 

Erstes Risiko.

10.	 Sofortiger Reparaturbeginn (zu Abschnitt A § 7 ABE 2008)
	� Nach Eintritt eines Schadens kann mit der Reparatur sofort begonnen werden, 

sofern die Schadenanzeige unverzüglich erfolgt und die Schadenhöhe 10.000 Euro 
nicht übersteigt. 
Ausgewechselte Teile sind zur Beweissicherung aufzubewahren bzw. dem Ver-
sicherer zur Verfügung zu stellen bis die Freigabe durch den Versicherer erfolgt 
oder der Schaden endgültig abgerechnet ist.

11.	 Technologiefortschritt (zu Abschnitt A § 7 Nr. 4 b) ABE 2008)
	� Der Versicherer ersetzt auch tatsächlich entstandene Mehrkosten durch Techno-

logiefortschritt. 
Mehrkosten durch Technologiefortschritt sind Kosten, die bei der Wiederherstellung 
oder Wiederbeschaffung der versicherten und vom Schaden betroffenen Sache ent-
stehen, wenn die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der Sache in derselben 
Art und Güte nicht möglich oder unwirtschaftlich ist. 
Maßgebend für die Entschädigungsleistung ist der Betrag, der aufzuwenden ist 
für ein Gerät der aktuellen Nachfolgegeneration, das der vom Schaden betroffe-
nen Sache möglichst nahe kommt. 
Abzüge für technische Verbesserungen werden nicht vorgenommen. 
Die übrigen Bestimmungen von Abschnitt A § 7 ABE 2008 bleiben hiervon unberührt, 
insbesondere die Bestimmungen zum Zeitwertersatz (ausgenommen Abschnitt A § 7 
Nr. 4 b) ABE 2008), zur Unterversicherung sowie zur Entschädigungsgrenze.

Besondere Vereinbarungen zur Elektronik- 
Versicherung für Photovoltaikanlagen bis 200 kWp

1.	� Versicherte und nicht versicherte Sachen einer Photovoltaikanlage 
(zu Abschnitt A § 1 Nrn. 1 und 2 ABE 2008)

	� Abweichend von Abschnitt A § 1 Nrn. 1 und 2 ABE 2008 gilt die im Versicherungsver-
trag bezeichnete Photovoltaikanlage, soweit nicht anders vereinbart, bestehend aus 
Photovoltaikmodulen, Modul-Trageeinrichtigungen/-Zubehör/-Einbausätze, Son-
nenstandsnachführung, Ladereglern, Wechselrichtern, Lithium-Ionen-Batterien/-Ak-
kumulatoren als Energiespeicher, Transformatoren, Erzeuger- und Einspeisereglern, 
Überspannungsschutzeinrichtung, zugehörige Gleich- und Wechselstromverkabe-
lung, Stromzähler im Eigentum und Zugriff des Versicherungsnehmers, versichert.

	� Nicht versichert sind Gebäude und deren Bestandteile (mit Ausnahme der in Abs. 1 
genannten Sachen), Akkumulatoren (mit Ausnahme von Lithium-Ionen-Batterien/ 
-Akkumulatoren als Energiespeicher), Umspannwerke sowie Prototypen/Nullserien.

2.	� Versicherungsschutz während der Montage für Photovoltaikanlagen bis 
50 kWp (zu Abschnitt A § 1 Nr. 1 und Abschnitt A § 2 ABE 2008)

	� Abweichend von Abschnitt A § 1 Nr. 1 ABE 2008 beginnt der Versicherungsschutz 
bereits vor der Betriebsfertigkeit der Photovoltaikanlage nach erfolgter Abla-
dung der versicherten Sachen am Versicherungsort, sofern der Versicherungs-
nehmer hier für die Gefahr trägt.

	 Der Versicherungsschutz endet, 
	 ■	 wenn die Photovoltaikanlage abgenommen ist oder 
	 ■	 maximal einen Monat nach er folgter Abladung der versicherten Sachen 
	 am Versicherungsort.
	� Maßgebend ist der früheste dieser Zeitpunkte. 

Abweichend von Abschnitt A § 2 ABE 2008 gilt der Versicherungsschutz während 
dieser Zeit ausschließlich für die Gefahren 
■	 Einbruchdiebstahl und Raub sowie 
■	 Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, 
seiner Teile oder seiner Ladung.

	� Der Versicherungsschutz gilt ausschließlich für Photovoltaikanlagen bis zu einer 
Leistung von maximal 50 kWp.

	� Bei Schäden durch Einbruchdiebstahl gilt ein Selbstbehalt von 10 Prozent, min-
destens der Vertragsselbstbehalt je Versicherungsfall vereinbart.

3.	� Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schäden 
(zu Abschnitt A § 2 ABE 2008)

3.1	� Einschluss von Sachschäden durch einfache oder grobe Fahrlässigkeit 
(zu Abschnitt A § 2 Nr. 1 und Abschnitt A § 7 Nr. 8 ABE 2008)

3.1.1	� Abschnitt A § 2 Nr. 1 Abs. 2 ABE 2008 wird wie folgt ersetzt:
	� Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer oder seine Reprä-

sentanten weder rechtzeitig vorhergesehen haben noch mit dem für die im Betrieb 
ausgeübte Tätigkeit er forderlichen Fachwissen hätten vorhersehen können.

3.1.2	 Abschnitt A § 2 Nr. 1 a) ABE 2008 wird wie folgt ersetzt:
	 Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit, Fahrlässigkeit oder Vorsatz Dritter;
3.1.3	 Abschnitt A § 7 Nr. 8 ABE 2008 gilt nicht.

3.2	� 3.2Ausschluss von Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion aufgrund Art 
des Betriebes oder Bauart des Gebäudes 
(zu Abschnitt A § 2 Nr. 1 d) ABE 2008)

	� Abweichend von Abschnitt A § 2 Nr. 1 d) ABE 2008 leistet der Versicherer ohne 
Rücksicht auf mitwirkende Ursachen keine Entschädigung für Schäden durch 
Brand (Abschnitt A § 2 Nr. 5 c) aa), Blitzschlag (Abschnitt A § 2 Nr. 5 c) bb), Explosi-
on (Abschnitt A § 2 Nr. 5 c) cc) bei 
■	 landwirtschaftlichen Gebäuden/Betrieben, 
■	 Gebäuden, deren Außenwände ganz oder überwiegend aus Holz,  
	 Holzfachwerk mit Lehmfüllung oder Kunststoff bestehen, 
■	 Dacheindeckungen, die ganz oder überwiegend aus Holz, Reet, Schilf, 
	 Stroh oder Kunststoff bestehen.

3.3	 Photovoltaikmodule und sonstige elektronische Bauelemente 
	 (zu Abschnitt A § 2 Nr. 2 ABE 2008)
	� Abschnitt A § 2 Nr. 2 ABE 2008 wird wie folgt ersetzt: 

Entschädigung für Photovoltaikmodule und sonstige elektronische Bauelemen-
te (Bauteile) der versicherten Sache wird nur geleistet, wenn eine versicherte 
Gefahr nachweislich von außen auf eine Austauscheinheit (im Reparaturfall üb-
licherweise auszutauschende Einheit) oder auf die versicherte Sache insgesamt 
eingewirkt hat. Ist dieser Beweis nicht zu erbringen, so genügt die überwiegende 
Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden auf die Einwirkung einer versicherten 
Gefahr von außen zurückzuführen ist.

	� Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten der Sache wird jedoch Ent-
schädigung geleistet.

3.4	 Einschluss Erdbeben (zu Abschnitt A § 2 Nr. 4 e) ABE 2008) 
	 Abschnitt A § 2 Nr. 4 e) ABE 2008 gilt nicht.

3.5	 Nicht versicherte Gefahren und Schäden 
	 (zu Abschnitt A § 2 Nr. 4 g) ABE 2008)
	� Abschnitt A § 2 Nr. 4 g) ABE 2008 wird wie folgt ersetzt: 

durch betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte vorzeitige Abnutzung, 
Alterung oder Verschmutzung; für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten 
wird jedoch Entschädigung geleistet; Nr. 2 bleibt unberührt.
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12.	 Sachen im Gefahrenbereich
	� Sachen im Gefahrenbereich gelten unter der Voraussetzung, dass Ansprüche 

gegenüber Dritten oder anderweitigen Versicherungen, soweit der Versiche-
rungsnehmer daraus Entschädigung erlangt, vorausgehen, auf Erstes Risiko bis 
5.000 Euro, mitversichert, und zwar unabhängig davon, wem sie gehören, sofern 
sie infolge eines entschädigungspflichtigen Sachschadens, gemäß § 2 Nr. 1 ABE 
2008, an der versicherten Photovoltaikanlage beschädigt oder zerstört und 
wiederhergestellt werden.

13.	� Ertragsausfallversicherung für netzgekoppelte Photovoltaikanlagen 
(Haftzeit 3 Monate – sofern beantragt 6 oder 12 Monate) 
(zu Abschnitt A § 7 ABE 2008)

	� Wird die technische Einsatzmöglichkeit der versicherten Photovoltaikanlage infolge 
eines versicherten Sachschadens gemäß den zugrunde liegenden Allgemeinen 
Bedingungen für die Elektronikversicherung (ABE 2008) unterbrochen oder 
beeinträchtigt, leistet der Versicherer eine Entschädigung für den Erlös aus der 
Einspeisevergütung, den der Versicherungsnehmer durch diese Unterbrechung 
oder Beeinträchtigung nicht erwirtschaften kann. 
Entschädigt wird der entgangene Erlös ab dem 3. Tag für maximal 3 Monate 
(Haftzeit) – soweit nicht etwas anderes (alternativ 6 oder 12 Monate) vereinbart 
wurde – nach Beginn der Unterbrechung/der Beeinträchtigung. 
Die Entschädigungsleistung errechnet sich wie folgt: 
Ausgefallene Leistung (kWp) x 3,90 (kWh pro kWp und Tag) x Ausfalltage x 
spezifischer Einspeisevergütungssatz (Euro pro kWh). 
Kann der Versicherungsnehmer den Nachweis über einen höheren entgangenen 
Erlös (Summe der nicht erzeugten Arbeit (kWh) multipliziert mit dem entspre-
chenden Einspeisevergütungssatz (Euro/kWh)) erbringen, so wird dieser Betrag 
entschädigt. 
Falls Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion nicht ausgeschlossen sind, gilt: 
Beträgt die vereinbarte Haftzeit 3 oder 6 Monate, so gilt bei einem Sachschaden 
durch Brand, Blitzschlag, Explosion (gemäß Abschnitt A § 2 Nr. 5 c) ABE 2008) 
oder Sturm eine abweichende Haftzeit von 12 Monaten vereinbart. 
Falls Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion ausgeschlossen sind, gilt: 
Beträgt die vereinbarte Haftzeit 3 oder 6 Monate, so gilt bei einem Sachschaden 
durch Sturm eine abweichende Haftzeit von 12 Monaten vereinbart.

14.	� Erweiterte Haftung für Dach- und Fassadenanlagen 
(zu Abschnitt A § 7 ABE 2008)

	� Die Haftung des Versicherers gilt dahingehend erweitert, dass die Entschädigung 
im Rahmen der vereinbarten Haftzeit in Abhängigkeit von der Wiederherstellung 
des Gebäudes, auf/an dem die versicherte Photovoltaikanlage montiert ist, er folgt. 
Voraussetzung hier für ist, dass die Instandsetzung oder der Wiederaufbau des 
Gebäudes vom Eigentümer nicht schuldhaft verzögert wird und der Unterbre-
chungsschaden nicht aufgrund von behördlichen Wiederherstellungs- oder 
Betriebsbeschränkungen vergrößert wird. 
Diese Vereinbarung gilt nur für netzgekoppelte Photovoltaikanlagen.

15.	� Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
(zu Abschnitt B § 8 Nr. 1 a) ABE 2008)

	� Ergänzend zu Abschnitt B § 8 Nr. 1 a) ABE 2008 gilt: 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet die Wartung aller Komponenten der 
Photovoltaikanlage und soweit vorhanden aller Objektsicherungsanlagen nach 
den Richtlinien und Empfehlungen der jeweiligen Hersteller (z.B. umfang- und 
intervallmäßig) durchzuführen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet in 
regelmäßigen Abständen, mindestens jedoch einmal im Monat, die versicher-
te Photovoltaikanlage auf eventuelle Störungen, Beeinträchtigungen oder 
Leistungsminderungen zu überprüfen und soweit vorhanden diese umgehend 
zu beheben. Das Gebäude, insbesondere das Dach bzw. die Fassade, auf oder an 
dem die versicherte Photovoltaikanlage aufgestellt/befestigt ist, muss baulich, 
technisch und statisch zur Montage und zum Betrieb der versicherten Photovol-
taikanlage geeignet und geprüft sein. Die Berechnung der Windund Schneelasten 
muss grundsätzlich bezogen auf den Standort der versicherten Photovoltaik-
anlage und nach den jeweils gültigen Richtlinien/Normen er folgt sein. Die 
gesamte Konstruktion der versicherten Photovoltaikanlage muss entsprechend 
ausgelegt/dimensioniert sein und zum Zeitpunkt der Errichtung nach den jeweils 
gültigen technischen und gesetzlichen Vorschriften errichtet sein. 
Verletzt der Versicherungsnehmer die genannten/aufgeführten Obliegenheiten, 
so gelten die in Abschnitt B § 8 ABE 2008 aufgeführten Rechtsfolgen.

Besondere Vereinbarung zu Lithium-Ionen-
Batterien/-Akkumulatoren als Energiespeicher 
bei Photovoltaikanlagen

1.	 Nicht versicherte Sachen (zu Abschnitt A § 1 Nr. 2 d) ABE 2008)
	� Abweichend von Abschnitt A § 1 Nr. 2 d) ABE 2008 sind Lithium-Ionen-Batteri-

en/-Akkumulatoren, soweit sie als Energiespeicher bei Photovoltaikanlagen 
eingesetzt werden, mitversichert.

2.	� Nicht versicherte Gefahren und Schäden 
(zu Abschnitt A § 2 Nr. 4 g) ABE 2008)

	� Abschnitt A § 2 Nr. 4 g) ABE 2008 wird wie folgt ergänzt: 
Speicherverluste und Leistungsminderung der Lithium-Ionen-Batterien/-Akku-
mulatoren gelten als betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte vorzeitige 
Abnutzung oder Alterung.

3.	 Umfang der Entschädigung (zu Abschnitt A § 7 ABE 2008)
	 �Bei einem ersatzpflichtigen Schaden wird von den Wiederherstellungs- bzw. Wie-

derbeschaffungskosten gemäß Abschnitt A § 7 ABE 2008 ein Abzug vorgenommen. 
Der Abzug beträgt je Monat Benutzungsdauer 1,0 Prozent, mindestens den im 
Versicherungsvertrag genannten Selbstbehalt, maximal 80 Prozent. 
Die Benutzungsdauer wird von dem Zeitpunkt an gerechnet, zu dem der erste 
Besitzer die Nutzungsmöglichkeit hatte. Abweichend von Abschnitt A § 7 Nr. 9 
ABE 2008 entfällt der im Versicherungsvertrag genannte Selbstbehalt.

4.	� Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
(zu Abschnitt B § 8 Nr. 1 ABE 2008)

	� Abschnitt B § 8 Nr. 1 ABE 2008 wird wie folgt ergänzt: 
Die Lithium-Ionen-Batterien/-Akkumulatoren sind witterungs- und feuchtig-
keitsgeschützt, insbesondere gegen Leitungswasser, Regen, Sturm, Hagel, 
Schnee, Eis und Rückstau (Wasser, das infolge eines Rückstaus in Rohrleitungs-
systemen aufgrund von Witterungsniederschlägen oder Überschwemmung 
bestimmungswidrig austritt) sowie hochwasser- und überschwemmungsge-
schützt, aufzustellen. 
Darüber hinaus dürfen sie nicht unmittelbar und dauerhaft hohen Temperaturen 
oder Wärmequellen ausgesetzt sein (z.B. direkter Sonneneinstrahlung). Es ist für 
ausreichend Überhitzungsschutz, z.B. durch Belüftung, zu sorgen. 
Nachfolgende Sicherheitsregeln sind grundsätzlich zu beachten

	 ■	� Der Versicherungsnehmer verpflichtet sich zur Einhaltung aller Vorgaben der 
jeweiligen Hersteller und Sicherheitsdatenblätter;

	 ■	� Der Versicherungsnehmer verpflichtet sich, die Wartung der Lithium-Ionen- 
Batterien/-Akkumulatoren nach den Richtlinien und Empfehlungen der 
jeweiligen Hersteller (z.B. umfang- und intervallmäßig) durchzuführen;

	 ■	� Verhinderung äußerer Kurzschlüsse (Schutz vor Kurzschlüssen der Batterie- 
pole, z.B. durch Verwendung von Polkappen);

	 ■	� Verhinderung innerer Kurzschlüsse (Schutz vor mechanischen Beschädigungen);
	 ■	� Bei der Aufstellung muss der Standort der Lithium-Ionen-Batterien/-Akkumu-

latoren im Umkreis von 2,5 Meter von Brandlasten jeglicher Art freigehalten 
werden. Soweit möglich sind die Lithium-Ionen-Batterien/-Akkumulatoren in 
feuerbeständig bzw. räumlich abgetrennten belüfteten Räumen oder Berei-
che aufzustellen;

	 ■	� Befinden sich die Lithium-Ionen-Batterien/-Akkumulatoren in einem 
Gebäude, so ist der Aufstellungsbereich durch geeignete (VdS-anerkannte) 
Rauchmelder zu überwachen;

	 ■	� Bei Vorhandensein von Feuerlöschanlagen sind die Angaben in Bezug auf 
geeignete Löschmittel in den jeweiligen Sicherheitsdatenblättern zu berück-
sichtigen.

	� Verletzt der Versicherungsnehmer die genannten/aufgeführten Obliegenheiten, 
so gelten die in Abschnitt B § 8 ABE 2008 aufgeführten Rechtsfolgen
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Datenversicherung

Klausel TK 1911 Datenversicherung
1.	 Versicherte und nicht versicherte Kosten
	 a)	 Versichert sind zusätzlich Kosten für die Wiederherstellung von
		  aa) Daten;
		  bb) �betriebsfertigen und funktionsfähigen Standardprogrammen und indi-

viduell hergestellten Programmen, zu deren Nutzung der Versicherungs-
nehmer berechtigt ist;

		  soweit sich diese auf einem Datenträger befinden.
	 b)	� Nicht versichert sind Kosten für die Wiederherstellung von Daten und Pro-

grammen, die sich nur im Arbeitsspeicher der Zentraleinheit befinden.
2.	 Versicherte Sachen
	� Abweichend von Abschnitt A § 1 Nr. 2 a) ABE 2008 sind Wechseldatenträger versi-

chert. Wechseldatenträger gelten nicht als elektronisches Bauelement.
3.	 Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schäden
	� Der Versicherer leistet Entschädigung, sofern der Verlust, die Veränderung oder 

die Nichtver fügbarkeit der Daten oder Programme infolge
	 a)	 von Blitzeinwirkung oder
	 b)	� eines dem Grunde nach versicherten Schadens gemäß Abschnitt A § 2 ABE 

2008 an dem Datenträger oder der Datenverarbeitungsanlage, auf dem diese 
gespeichert waren,

	 eingetreten ist.
4.	 Versicherungsort
	� In Ergänzung zu Abschnitt A § 4 ABE 2008 besteht Versicherungsschutz für Siche-

rungsdatenträger und Sicherungsdaten in deren Auslagerungsstätten sowie auf 
den Verbindungswegen zwischen Versicherungsort und Auslagerungsstätte.

5.	 Versicherungswert; Versicherungssumme
	 a)	 Versicherungswert sind abweichend von Abschnitt A § 5 Nr. 1 ABE 2008 bei
		  aa) �Daten und Programmen die Wiederbeschaffungs- bzw. Wiedereingabe-

kosten (siehe Nr. 6 a);
		  bb) Wechseldatenträgern die Wiederbeschaffungskosten.
	 b)	 Die Versicherungssumme soll dem Versicherungswert entsprechen.
6. 	 Umfang der Entschädigung für Daten und Programme
	 a)	� Entschädigt werden abweichend von Abschnitt A § 7 ABE 2008 die für die 

Wiederherstellung des früheren, betriebsfertigen Zustandes der Daten und 
Programme notwendigen Aufwendungen.

		  Aufwendungen zur Wiederherstellung sind insbesondere er forderliche
		  aa) maschinelle Wiedereingabe aus Sicherungsdatenträgern;
		  bb) �Wiederbeschaffung und Wiedereingabe oder Wiederherstellung von 

Stamm- und Bewegungsdaten (einschließlich dafür er forderlicher 
Belegaufbereitung/Informationsbeschaffung);

		  cc) Wiederbeschaffung und Neuinstallation von Standardprogrammen;
		  dd) �Wiedereingabe von Programmdaten individuell hergestellter Programme 

und Programmerweiterungen (z.B. Konfigurationen, Funktionsblöcke) 
aus beim Versicherungsnehmer vorhandenen Belegen (z.B. Quellcodes).

	 b)	 Der Versicherer leistet keine Entschädigung
		  aa) �für Kosten, die zusätzlich entstehen, weil die versicherten Daten oder 

Programme durch Kopierschutz-, Zugriffsschutz- oder vergleichbare 
Vorkehrungen (z.B. Kopierschutzstecker, Verschlüsselungsmaßnahmen) 
gesichert sind (z.B. Kosten für neuerlichen Lizenzerwerb);

		  bb) für die Korrektur von manuell fehlerhaft eingegebenen Daten;
		  cc) für Fehlerbeseitigungskosten in Programmen;
		  dd) �für Mehrkosten durch Änderungen oder Verbesserungen, die über die 

Wiederherstellung hinausgehen;
		  ee) für sonstige Vermögensschäden;
		  ff) , �soweit die Wiederbeschaffung oder Wiedereingabe der Daten oder Pro-

gramme nicht notwendig ist;
		  gg) �, soweit die Wiederbeschaffung oder Wiedereingabe der Daten oder 

Programme nicht innerhalb von 12 Monaten nach Eintritt des Schadens 
durchgeführt wurde.

	 c)	 Grenze der Entschädigung ist jede der vereinbarten Versicherungssummen.
	 d)	 Bei Unterversicherung wird kein Abzug von der Entschädigung vorgenommen.
	 e)	� Der nach a) bis c) ermittelte Betrag wird je Versicherungsfall um den ver-

einbarten Selbstbehalt gekürzt. Entstehen mehrere Schäden, so wird der 
Selbstbehalt jeweils einzeln abgezogen.

7.	 Sonstige vertraglich vereinbarte Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
	 a)	� Ergänzend zu Abschnitt B § 8 Nr. 1 a) ABE 2008 hat der Versicherungsnehmer 

vor Eintritt des Versicherungsfalles
	 aa) �eine übliche, jedoch mindestens einmal wöchentliche Datensicherung 

vorzunehmen, d.h. Duplikate der versicherten Daten und Programme anzu-
fertigen und so aufzubewahren, dass bei einem Versicherungsfall Originale 
und Duplikate nicht gleichzeitig beschädigt werden oder abhanden kommen 
können. Die technischen Einrichtungen zur Datensicherung müssen jeweils 
dem Stand der Technik entsprechen;

	 bb) �sicherzustellen, dass Form und Struktur der Daten auf dem Sicherungsdaten-
träger so beschaffen sind, dass deren Rücksicherung technisch möglich ist, z.B. 
durch Sicherung mit Prüfoption (Verify) und Durchführung von Rücksiche-
rungstests.

	 b)	� Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in a) genannten Obliegenheiten 
vorsätzlich oder grob fahrlässig, so kann der Versicherer nach Maßgabe von 
Abschnitt B § 8 ABE 2008 zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei 
sein. Führt die Verletzung der Obliegenheit zu einer Gefahrerhöhung, gilt 
Abschnitt B § 9 Absatz 2 ABE 2008. Danach kann der Versicherer kündigen 
oder leistungsfrei sein.

Besondere Vereinbarung zu Klausel TK 1911 Datenversicherung 
Versicherungssumme auf Erstes Risiko
Zu Klausel TK 1911 gelten insgesamt Kosten in Höhe von 5.000 Euro auf Erstes Risiko 
mitversichert.

Klauseln – gilt immer

Klausel TK 1236 Innere Unruhen
1.	� Der Versicherer leistet abweichend von Abschnitt A § 2 Nr. 4 c) ABE 2008 Entschä-

digung für Schäden durch Innere Unruhen.
2.	� Innere Unruhen sind gegeben, wenn zahlenmäßig nicht unerhebliche Teile der 

Bevölkerung in einer die öffentliche Ruhe und Ordnung störenden Weise in Bewe-
gung geraten und Gewalt gegen Personen oder Sachen verüben.

3.	� Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch 
Ver fügung von hoher Hand.

4.	� Ein Anspruch auf Entschädigung besteht insoweit nicht, als Schadenersatz auf-
grund öffentlich-rechtlichen Entschädigungsrechts beansprucht werden kann.

5.	� Die Grenze der Entschädigung ist abweichend von Abschnitt A § 7 Nr. 6 ABE 2008 
der im Versicherungsvertrag genannte Betrag.

6.	� Die Versicherung dieser Gefahr kann jederzeit gekündigt werden. Die Kündigung 
wird 1 Woche nach Zugang wirksam.

Sanktionsklausel
Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – Versicherungsschutz 
nur, soweit und solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union 
oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.
Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der 
Vereinigten Staaten von Amerika, soweit dem nicht Rechtsvorschriften der Europäischen 
Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen. 

Klauseln – sofern beantragt

Klausel TK 1210 Ausschluss von Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion Abwei-
chend von Abschnitt A § 2 Nr. 1 d) ABE 2008 leistet der Versicherer ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen keine Entschädigung für Schäden durch  
	 a)	 Brand (Abschnitt A § 2 Nr. 5 c) aa) ABE 2008);
	 b)	 Blitzschlag (Abschnitt A § 2 Nr. 5 c) bb) ABE 2008);
	 c)	 Explosion (Abschnitt A § 2 Nr. 5 c) cc) ABE 2008).

Besondere Vereinbarungen – sofern beantragt 

Wiedereinschluss von Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion aufgrund Art des 
Betriebes oder Bauart des Gebäudes 
In Abänderung der Besonderen Vereinbarungen zur Elektronik-Versicherung für Photo-
voltaikanlagen bis 200 kWp gilt die Ziffer 3.2 gestrichen.



Original für AXA. Durchschrift an Antragsteller und Vermittler.  21009723 (04.18)

SEPA-Lastschriftmandat 

Ich (Wir) ermächtige(n) die AXA Konzern AG, Zahlungen von meinem (unserem) Konto mittels Lastschrift einzu ziehen. 
Zugleich weise(n) ich (wir) mein (unser) Kreditinstitut an, die von AXA Konzern AG auf mein (unser) Konto  gezo gene(n) 
Lastschrift(en) einzulösen.
Ich kann (Wir können) innerhalb von 8 Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belas teten 
Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem (unserem) Kreditinstitut vereinbarten Bedingunge n.
Ich bin (Wir sind) damit einverstanden, dass die Frist für die Ankündigung des Lastschrift einzugs von 14 Kalendertagen 
auf 5 Kalendertage vor Fälligkeit der Lastschriftzahlung verkürzt wird. Bei wiederkehrenden Lastschriften mit gleichen 
Lastschriftbeiträgen genügt eine einmalige Ankündigung vor dem ersten Lastschrift einzug und die Angabe der Fällig-
keitstermine. 

Zahlungsempfänger 
Gläubiger

Gläubiger-Identifikationsnummer 

Mandatsreferenz

AXA Konzern AG, Colonia-Allee 10-20, 51067 Köln

DE23ZZZ00000066097

wird gesondert mitgeteilt

Zahlungspflichtiger

Titel

Anrede

Vorname Kontoinhaber

Nachname Kontoinhaber

Geburtsdatum (TT.MM.JJJJ)

Straße, Hausnummer

PLZ, Ort

Land

Kreditinstitut 

IBAN

BIC

bzw.

Kontonummer

BLZ

Die AXA Konzern AG wird von mir (uns) ermächtigt, dieses SEPA-Lastschriftmandat ggf. um die notwendigen Angaben zu IBAN und/oder BIC 
zu ergänzen.

Ort, Datum

Unterschrift(en)
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Antwort

AXA Konzern AG
SEPA-Lastschriftmandat 
Postfach 92 01 13
51151 Köln
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1. Vertragspartner

AXA Versicherung AG
Colonia-Allee 10-20, 51067 Köln
Postanschrift: 51171 Köln
Internet: www.AXA.de
Vorsitzender des Vorstandes: Dr. Thilo Schumacher
Sitz der Gesellschaft: Köln
Handelsregister Köln HR B Nr. 21298

2. Weitere Ansprechpartner

Der Name des Vermittlers befindet sich im Antrag oder im Angebot.

3. Ladungsfähige Anschriften des Vertragspartners/
Vermittlers

Die ladungsfähige Anschrift der AXA Versicherung AG ist unter Punkt 1 genannt. Die Anschrift 
des Vermittlers der AXA, der dem Versicherungsnehmer gegenüber tätig wird, befindet sich 
im Antrag oder im Angebot.

4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers

Die Hauptgeschäftstätigkeit der AXA Versicherung AG ist der Betrieb von Versicherungsge-
schäften.

5. Garantiefonds

Ein Garantiefond ist gesetzlich nicht vorgesehen.

6. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

Der Leistungsumfang ergibt sich aus dem Antrag oder dem Angebot. Es gelten die zu 
Vertragsbeginn gültigen und dem Versicherungsnehmer zuvor ausgehändigten Versicherungs-
bedingungen.

7. Gesamtpreis der Versicherung

Die Höhe des Beitrags einschließlich der Steuer ist dem Antrag zu entnehmen bzw. dem 
Angebot und dem Versicherungsschein, welche dem Versicherungsnehmer überreicht bzw. 
zugesandt werden.

8. Zusätzlich anfallende Kosten und/oder Gebühren

Für Tätigkeiten, die über die gewöhnliche Verwaltung des Vertrages hinausgehen, stellen 
wir Gebühren in Rechnung, insbesondere Gebühren für Mahnungen (zurzeit 7,50 Euro), 
für Lastschriftrückläufer (zurzeit 10,00 Euro) und angemessene Geschäftsgebühren bei 
Rücktritt vom Vertrag wegen Nichtzahlung des Erstbeitrages. Hierzu verweisen wir auf § 39 
Abs. 1 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) in Verbindung mit den dem Vertrag 
zugrundeliegenden Bedingungen.

9. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und 
Erfüllung

Angaben zur Fälligkeit des Beitrags sind den dem Vertrag zugrundeliegenden Bedingungen 
zu entnehmen. 
Der Versicherungsnehmer hat seine Pflicht zur Zahlung des Beitrags erfüllt, wenn die Zah-
lung bei der AXA Versicherung AG eingegangen ist. Das ist bei einer Überweisung der Zeit-
punkt, zu dem der Beitrag auf dem Konto der AXA Versicherung AG gutgeschrieben wird.   

Bei Zahlung im Wege des SEPA-Lastschriftverfahrens ist zusätzlich die wirksame Belas-
tung des Kontos des Versicherungsnehmers erforderlich.
Die Zahlung ist rechtzeitig, wenn
■  bei einem Überweisungsauftrag an die Bank des Versicherungsnehmers der Beitrag 

innerhalb der Zahlungsfrist vom Konto des Versicherungsnehmers abgebucht wurde;
■  Einzahlungen auf das Konto der AXA Versicherung AG bei Bank oder Post innerhalb 

der Zahlungsfrist vorgenommen werden.
Hat der Versicherungsnehmer der AXA Versicherung AG ein SEPA-Lastschriftmandat erteilt, 
hat er lediglich dafür zu sorgen, dass der Beitrag zum Zeitpunkt der Fälligkeit von seinem 
Konto abgebucht werden kann, also ausreichende Kontodeckung besteht.

10. Befristung der Gültigkeitsdauer der zur 
 Verfügung gestellten Informationen bzw. der 
 Gültigkeit befristeter Angebote

Sofern die AXA Versicherung AG die Gültigkeit von Informationen oder Angeboten begrenzt 
hat, befindet sich dort ein entsprechender Hinweis. Im Übrigen gelten die Regelungen 
des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB), insbesondere des § 147 BGB. Danach kann der 
einem Abwesenden gemachte Antrag nur bis zu dem Zeitpunkt angenommen werden, 
in welchem der Antragende den Eingang der Antwort unter regelmäßigen Umständen 
erwarten darf.

11. Spezielle Risiken

Für die Unfallversicherung mit Beitragsrückzahlung gilt:  
Die Leistungen aus der Überschussbeteiligung können nicht garantiert werden, da die 
Überschussentwicklung von den künftigen Kapitalerträgen und der Entwicklung der 
Kosten abhängig ist.

12. Angaben zum Vertragsabschluss, zum Beginn 
der Versicherung und des Versicherungsschutzes 
sowie zur Antragsfrist

Der Versicherungsvertrag kommt zustande, wenn der Versicherungsnehmer seine Vertrags-
erklärung nicht innerhalb von zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins und 
der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
sowie der weiteren gesetzlich vorgeschriebenen Informationen widerruft. Bei einem 
vom Antrag des Versicherungsnehmers abweichenden Versicherungsschein kommt der 
Versicherungsvertrag mit dem vom Antrag abweichenden Inhalt zustande, wenn der 
Versicherungsnehmer nicht innerhalb eines Monats nach Zugang des Versicherungs-
scheins in Textform widerspricht.
Der Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung des Versicherungsscheines durch 
Zahlung des Erstbeitrages und der Versicherungsteuer, jedoch nicht vor dem vereinbarten 
Zeitpunkt.
Sofern vereinbart gilt:
Wird der erste Beitrag erst nach diesem Zeitpunkt eingefordert, alsdann aber ohne 
Verzug gezahlt, so beginnt der Versicherungsschutz mit dem vereinbarten Zeitpunkt.
Die Angaben zum Beginn der Versicherung ergeben sich im Übrigen aus dem Antrag oder 
dem Angebot sowie den dem Vertrag zugrunde liegenden Bedingungen.
Eine Frist, während der der Versicherungsnehmer an seinen Antrag gebunden ist, besteht 
nicht.

Vertragsinformationen
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13. Widerrufsbelehrung

Abschnitt 1 
Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise

Widerrufsrecht
Der Versicherungsnehmer kann seine Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 
14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen.
Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem der Versicherungsnehmer

  den Versicherungsschein,
   die Vertragsbestimmungen, einschließlich der für das Vertragsverhältnis gelten-

den Allgemeinen Versicherungsbedingungen, diese wiederum einschließlich der 
Tarifbestimmungen,

  diese Belehrung,
  das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten, sofern der Versicherungsnehmer 

ein Verbraucher ist
  und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen 

jeweils in Textform erhalten hat.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 

Der Widerruf ist zu richten an:
AXA Versicherung AG 
Colonia-Allee 10 – 20 
51067 Köln 
Postanschrift: 51171 Köln
FAX: 0221 148 22444 
E-Mail: service@axa.de

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und die   
AXA Versicherung AG erstattet dem Versicherungsnehmer den auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Beiträge, wenn der Versicherungsnehmer 
zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist be-
ginnt. Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, 
darf die AXA Versicherung AG in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um 
einen Betrag, der sich je nach Zahlweise wie folgt berechnet: 

Anzahl der 
Tage an denen 
Versicherungs-
schutz bestan-
den hat

multi-
pliziert

mit

1/360 des im Antrag ausgewiesenen Jahresbeitrags
1/180 des im Antrag ausgewiesenen Halbjahresbeitrags
1/90 des im Antrag ausgewiesenen Vierteljahresbeitrags
1/30 des im Antrag ausgewiesenen Monatsbeitrags

Die Erstattung zurückzuzahlender Beiträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage 
nach Zugang des Widerrufs. 
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, so hat der 
wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren 
und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.
Hat der Versicherungsnehmer sein Widerrufsrecht hinsichtlich des Versicherungs-
vertrages wirksam ausgeübt, ist er auch an einen mit dem Versicherungsvertrag 
zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängender 
Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag aufweist und 
eine Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage einer 
Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine Vertrags-
strafe darf weder vereinbart noch verlangt werden.  

Besondere Hinweise
Das Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers erlischt, wenn der Vertrag auf aus- 
drücklichen Wunsch des Versicherungsnehmers sowohl von ihm als auch von der 
AXA Versicherung AG vollständig erfüllt ist, bevor der Versicherungsnehmer das 
Widerrufsrecht ausgeübt hat.

Abschnitt 2 
Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weiteren Informationen
Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen werden die 
Informationspflichten im Folgenden im Einzelnen aufgeführt:

Die AXA Versicherung AG hat dem Versicherungsnehmer folgende Informationen zur 
Verfügung zu stellen:
1.   die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über die der Ver- 

trag abgeschlossen werden soll; anzugeben ist auch das Handelsregister, bei 
dem der Rechtsträger eingetragen ist, und die zugehörige Registernummer;

2.   die Identität einer Vertreterin oder eines Vertreters des Versicherers in dem 
Mitgliedsstaat der Europäischen Union, in dem der Versicherungsnehmer seinen 
Wohnsitz hat, wenn es eine solche Vertreterin oder einen solchen Vertreter gibt, 
oder die Identität einer anderen gewerblich tätigen Person als dem Versicherer, 
wenn der Versicherungsnehmer mit dieser geschäftlich zu tun hat, und die Eigen-
schaft, in der diese Person gegenüber dem Versicherungsnehmer tätig wird;

3.   a)  die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere Anschrift, die für 
die Geschäftsbeziehung zwischen dem Versicherer und dem Versicherungs-
nehmer maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen 
oder -gruppen auch den Namen eines Vertretungsberechtigten; soweit die 
Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen 
einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

 b)  jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen einer Vertre-
terin oder einem Vertreter des Versicherers oder einer anderen gewerblich 
tätigen Person gemäß Nummer 2 und dem Versicherungsnehmer maßgeblich 
ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder -gruppen auch den 
Namen eines Vertretungsberechtigten; soweit die Mitteilung durch Übermitt-
lung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungs- 
bedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und 
deutlich gestalteten Form;

4.  die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;
5.  Angaben über das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungs-

regelungen; Name und Anschrift des Garantiefonds sind anzugeben;
6.  die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere Angaben 

über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versicherers;
7.  den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und sonstigen 

Preisbestandteile, wobei die Beiträge einzeln auszuweisen sind, wenn das Ver- 
sicherungsverhältnis mehrere selbständige Versicherungsverträge umfassen 
soll, oder, wenn ein genauer Preis nicht angegeben werden kann, Angaben zu 
den Grundlagen seiner Berechnung, die Ihnen eine Überprüfung des Preises 
ermöglichen;

8.  gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten unter Angabe des insgesamt zu zah- 
lenden Betrages sowie mögliche weitere Steuern, Gebühren oder Kosten, die 
nicht über den Versicherer abgeführt oder von ihm in Rechnung gestellt werden;

9.  Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zah-
lungsweise der Beiträge;

10.  die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen, 
beispielsweise die Gültigkeitsdauer befristeter Angebote, insbesondere hinsicht-
lich des Preises;

11.  den Hinweis, dass sich die Finanzdienstleistung auf Finanzinstrumente bezieht, 
die wegen ihrer spezifischen Merkmale oder der durchzuführenden Vorgänge 
mit speziellen Risiken behaftet sind oder deren Preis Schwankungen auf dem 
Finanzmarkt unterliegt, auf die der Versicherer keinen Einfluss hat, und dass in 
der Vergangenheit erwirtschaftete Beträge kein Indikator für künftige Erträge 
sind; die jeweiligen Umstände und Risiken sind zu bezeichnen;

12.  Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere über den Be-
ginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes sowie die Dauer der Frist, 
während der der Antragsteller an den Antrag gebunden sein soll;

13.  das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, 
Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Namen und Anschrift derjenigen Per-
son, gegenüber der der Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Wider-
rufs einschließlich Informationen über den Betrag, den der Versicherungsnehmer 
im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen hat; soweit die Mitteilung durch 
Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobe-
nen und deutlich gestalteten Form;

14.  a) Angaben zur Laufzeit des Vertrages; 
b) Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages;

15.   Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den vertraglichen 
Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertragsstrafen; soweit die 
Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen 
einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

16.  die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Versicherer der Aufnah-
me von Beziehungen zum Versicherungsnehmer vor Abschluss des Versicherungs-
vertrags zugrunde gelegt hat;

17.  das auf den Vertrag anwendbare Recht, eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag 
anwendbare Recht oder über das zuständige Gericht;

18.  die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt 
genannten Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in denen 
sich der Versicherer verpflichtet, mit Zustimmung des Versicherungsnehmers die 
Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrags zu führen;

19.  einen möglichen Zugang für den Versicherungsnehmer zu einem außergerichtli-
chen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls die Voraus-
setzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass 
die Möglichkeit für den Versicherungsnehmer, den Rechtsweg zu beschreiten, 
hiervon unberührt bleibt;

20.  Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Möglichkeit 
einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde.

Ende der Widerrufsbelehrung
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14. Laufzeit

Die Laufzeit des Vertrages ergibt sich aus dem Antrag, dem Angebot oder aus dem 
 Versicherungsschein.

15. Angaben zur Beendigung des Vertrages, 
 insbesondere zu den vertraglichen Kündigungs-
bedingungen einschließlich etwaiger Vertragsstrafen

Wenn der Versicherungsnehmer den Erstbeitrag nicht oder nicht rechtzeitig zahlt, ist der 
Versicherer berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten.
Wenn der Versicherungsnehmer seine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt, kann der 
Versicherer ebenfalls vom Vertrag zurücktreten oder kündigen.
Der Vertrag kann von beiden Seiten zum vereinbarten Ablauf und nach Eintritt eines 
Versicherungsfalles gekündigt werden.
Der Versicherungsvertrag kann außerdem von beiden Seiten (Erwerber und Versicherer) 
im Fall der Veräußerung der versicherten Sachen gekündigt werden.
Erhöht der Versicherer auf Grund einer Anpassungsklausel den Beitrag, ohne dass sich 
der Umfang des Versicherungsschutzes entsprechend ändert, kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit so-
fortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung, 
kündigen.
Der Versicherer kann außerdem bei Zahlungsverzug mit einem Folgebeitrag kündigen.
Unrichtige Angaben zu den Tarifmerkmalen können zu Vertragsstrafen führen.
Weitere Einzelheiten, insbesondere zu den Kündigungsfristen und etwaigen Vertragsstrafen, 
sind den dem Vertrag zugrundeliegenden Bedingungen zu entnehmen.

16. Angabe des Rechts, welches der Versicherer 
bei der Vertragsanbahnung der Beziehung zum 
Versicherungsnehmer zugrunde legt

Den vorvertraglichen Beziehungen liegt deutsches Recht zugrunde.

17. Anwendbares Recht und zuständiges Gericht

Anwendbares Recht
Auf den Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland (deutsches Recht) 
Anwendung.

Zuständiges Gericht
Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen Gerichtsstände der 
Bundesrepublik Deutschland.
Verlegt der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz, Sitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich des Versicherungsvertragsgesetzes 
oder ist sein Wohnsitz, Sitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung 
nicht bekannt, ist das Gericht am Sitz des Versicherers zuständig.
Andere nach deutschem Recht begründete Gerichtsstände werden durch diese 
 Vereinbarungen nicht ausgeschlossen.

18. Maßgebliche Vertragssprache

Alle Vertragsbedingungen und die vorliegenden Vertragsinformationen werden in 
deutscher Sprache mitgeteilt. Während der Laufzeit dieses Vertrages wird in Deutsch 
kommuniziert.

19. Außergerichtliche Beschwerde und 
 Rechts behelfsverfahren

Sollte der Versicherungsnehmer mit Entscheidungen der AXA Versicherung AG nicht ein-
verstanden sein, besteht die Möglichkeit zur außergerichtlichen Streitbeilegung, den 
Versicherungsombudsmann als einen unabhängigen und neutralen Schlichter anzurufen:
„Versicherungsombudsmann e. V.“
Postfach 080632, 10006 Berlin,
Tel.: 0800 3696000, Fax 0800 3699000
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
Internet: www.versicherungsombudsmann.de
Das Schlichtungsverfahren ist bis zu einem Beschwerdewert von 100.000,- Euro möglich 
und kostenfrei.
Der Beschwerdegegenstand darf noch nicht bei Gericht anhängig sein. 

20. Möglichkeit einer Beschwerde bei der 
 zuständigen Aufsichtsbehörde

Sollte der Versicherungsnehmer mit Entscheidungen des Versicherers nicht einverstanden 
sein, besteht die Möglichkeit bei der zuständigen Aufsichtsbehörde Beschwerde einzulegen.
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn
www.bafin.de
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Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die 
vollständigen Informationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbe-
dingungen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.

Um welche Versicherung handelt es sich?
Wir bieten Ihnen eine Elektronikversicherung an. Grundlage sind die beigefügten Allgemeinen Bedingungen für die Elektronikversicherung 
(ABE 2008) sowie alle weiteren im Antrag oder Angebot genannten Klauseln und Besonderen Vereinbarungen.

Elektronikversicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten

Unternehmen: AXA Versicherung AG Deutschland 5515

Produkt:  Elektronikversicherung  
für Photovoltaikanlagen  
bis 200 kWp 

21013064 (02.18)

  Was ist versichert?

 Wir versichern Ihre Photovoltaikanlage gegen

 	  unvorhergesehene Beschädigungen oder Zerstörungen 
(Sachschaden) sowie

 	  gegen das Abhandenkommen durch Diebstahl, Ein-
bruchdiebstahl, Raub oder Plünderung.

  Entschädigung wird auch geleistet für Sachschäden durch 
z.B. Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit, Erdbeben sowie 
Überspannung, Konstruktions-, Material- oder Ausführungs-
fehler.

 	  Bei Beschädigung der versicherten Sache entschädigen 
wir Ihnen die Reparaturkosten, bei Zerstörung oder 
Diebstahl erhalten Sie den Wiederbeschaffungspreis 
(Neuwert).

 	  Bei Unterbrechungsschäden entschädigen wir den 
Nutzungsausfall ab dem 3. Tag, maximal für die 
beantragte Haftzeit. 

  Was ist nicht versichert?

 Nicht versichert sind:
   Gebäude und deren Bestandteile (mit Ausnahme der 

Photovoltaikanlage und deren Bestandteile);
   Akkumulatoren (mit Ausnahme von Lithium-Ionen- 

Batterien/-Akkumulatoren als Energiespeicher);
  Prototypen/Nullserien.

  Gibt es Deckungsbeschränkungen?

  Es gibt eine Reihe von Fällen in denen der Versicherungs-
schutz eingeschränkt sein kann. In jedem Fall vom 
Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Schäden

    wenn die versicherte Gefahr nicht von außen auf das 
auszutauschende Bauteil eingewirkt hat (sog. „Innerer 
Betriebsschaden“); 

   durch betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte 
vorzeitige Abnutzung, Alterung oder Verschmutzung; 

   durch Vorsatz des Versicherungsnehmers oder dessen 
Repräsentanten;

  durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg;
   durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive 

Substanzen;
   durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung 

bereits vorhanden waren;
   durch Einsatz einer Sache, deren Reparaturbedürftigkeit 

dem Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten 
bekannt sein musste;

   soweit für sie ein Dritter als Lieferant (Hersteller oder 
Händler), Werkunternehmer oder aus Reparaturauftrag 
einzutreten hat.

  Wo bin ich versichert?

	 	 	Es besteht Versicherungsschutz innerhalb des Versicherungsortes der versicherten Photovoltaikanlage, innerhalb der 
 Bundesrepublik Deutschland.

  Welche Verpflichtungen habe ich?

 –  Sie müssen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemäß und vollständig beantworten, auch die Fragen zum letzten 
 Versicherer sowie bisher eingetretene Schäden der zu versichernden  Photovoltaikanlage.

 –  Um den Versicherungsschutz zwischenzeitlichen Veränderungen anpassen zu können und damit zu gewährleisten, dass Sie 
immer einen ausreichenden Versicherungsschutz haben, denken Sie bitte daran, uns mitzuteilen, ob und welche Änderungen 
Ihres Risikos gegenüber den bisherigen Angaben eingetreten sind. Ein typischer Fall ist beispielsweise eine Erweiterung Ihrer 
Photovoltaikanlage, dadurch können sich z. B. die wesentlichen Grundlagen der Bemessung Ihrer Prämie verändern, etwa 
durch die Erhöhung der Versicherungssumme.

 –  Darüber hinaus müssen Sie uns vorab über besondere Umstände informieren, die nach allgemeiner Lebenserfahrung das 
Risiko eines Schadens erhöhen könnten. Dies ist z. B. bei einer Dachanlage der Fall, wenn ein Gerüst an dem Gebäude 
aufgestellt wird.

 – Die Versicherungsbeiträge müssen Sie rechtzeitig und vollständig bezahlen.
 –  Versuchen Sie den Schaden gering zu halten, ohne Ihre eigene Sicherheit zu gefährden. Wenn ein Schadenfall eingetreten 

ist, setzen Sie sich bitte unverzüglich mit uns in Verbindung.

  Wann und wie zahle ich?

  Der erste Beitrag ist unverzüglich zu zahlen, wenn der Zeitpunkt des Versicherungsbeginns erreicht ist; Ihr Widerrufsrecht bleibt 
hiervon selbstverständlich unberührt. Bei verspäteter Zahlung beginnt der Versicherungsschutz erst mit dem Eingang der verspäteten 
Zahlung bei uns. Außerdem können wir bis zum Eingang der verspäteten Zahlung vom Vertrag zurücktreten. 

 Sie können uns die Beiträge überweisen oder uns ermächtigen, die Beiträge von Ihrem Konto einzuziehen.
  Zahlen Sie eine der weiteren Prämien nicht rechtzeitig, gefährden Sie Ihren Versicherungsschutz. Außerdem können wir den 

 Vertrag unter bestimmten Voraussetzungen kündigen. 
 Falls Sie uns ein SEPA-Lastschriftmandat erteilen, sorgen Sie bitte rechtzeitig für ausreichende Deckung auf Ihrem Konto. 

– Seite 1 von 2 –



– Seite 15 von 27 – 21007782 (04.22)

  Wann beginnt und wann endet die Deckung?

  Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn die Zahlung der Prämie gemäß 
Abschnitt „Wann und wie zahle ich“ dieses Blattes rechtzeitig erfolgt. 

  Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mindestens einem Jahr, verlängert er sich automatisch um jeweils ein weiteres Jahr, wenn Sie 
den Vertrag nicht spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragslaufzeit kündigen. Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mehr 
als drei Jahren, können Sie diesen bereits zum Ende des dritten Jahres kündigen. Beachten Sie auch hier, dass uns Ihre Kündigung 
hierbei drei Monate vor Ablauf der ersten drei Jahre Ihrer Vertragslaufzeit zugehen muss. 

  Wie kann ich den Vertrag kündigen?

  Neben den unter Abschnitt „Wann beginnt und wann endet die Deckung“ dieses Blattes beschriebenen Kündigungsmöglichkeiten 
zum Ablauf des Vertrages stehen Ihnen weitere Kündigungsrechte zu. Hierzu gehört das Recht, dass Sie oder wir den Vertrag auch 
vorzeitig kündigen können, wenn wir eine Entschädigungsleistung erbracht haben. 
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§ 2 Versicherte und nicht versicherte Gefahren 
und Schäden

1. Versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorhergesehen eintretende Beschädigun-
gen oder Zerstörungen von versicherten Sachen (Sachschaden) und bei Abhandenkom-
men versicherter Sachen durch Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub oder Plünderung.
Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer oder seine Repräsentanten 
weder rechtzeitig vorhergesehen haben noch mit dem für die im Betrieb ausgeübte Tätig-
keit erforderlichen Fachwissen hätten vorhersehen können, wobei nur grobe Fahrlässigkeit 
schadet und diese den Versicherer dazu berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen.
Insbesondere wird Entschädigung geleistet für Sachschäden durch
a) Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder Vorsatz Dritter;
b) Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler;
c) Kurzschluss, Überstrom oder Überspannung;
d) �Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner 

Teile oder seiner Ladung sowie Schwelen, Glimmen, Sengen, Glühen oder Implosion;
e) Wasser, Feuchtigkeit;
f) Sturm, Frost, Eisgang, Überschwemmung.

2. Elektronische Bauelemente
Entschädigung für elektronische Bauelemente (Bauteile) der versicherten Sache wird nur 
geleistet, wenn eine versicherte Gefahr nachweislich von außen auf eine Austauschein-
heit (im Reparaturfall üblicherweise auszutauschende Einheit) oder auf die versicherte 
Sache insgesamt eingewirkt hat. Ist dieser Beweis nicht zu erbringen, so genügt die über-
wiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden auf die Einwirkung einer versicherten 
Gefahr von außen zurückzuführen ist.
Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten wird jedoch Entschädigung geleistet.

3. Röhren und Zwischenbildträger
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, leistet der Versicherer Entschädigung für 
Röhren und Zwischenbildträger nur bei Schäden durch
a) Brand, Blitzschlag, Explosion;
b) Einbruchdiebstahl, Raub, Vandalismus;
c) Leitungswasser.
Nr. 4 bleibt unberührt. Begriffsbestimmungen sind Nr. 5 zu entnehmen.

4. Nicht versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen keine Entschädigung 
für Schäden
a) durch Vorsatz des Versicherungsnehmers oder dessen Repräsentanten;
b) durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion, Aufstand;
c) durch Innere Unruhen;
d) durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen;
e) durch Erdbeben;
f) �durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung bereits vorhanden waren und dem 

Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten bekannt sein mussten;
g) �durch betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte vorzeitige Abnutzung oder Al-

terung; für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten wird jedoch Entschädigung 
geleistet; Nr. 2 bleibt unberührt;

h) �durch Einsatz einer Sache, deren Reparaturbedürftigkeit dem Versicherungsnehmer 
oder seinen Repräsentanten bekannt sein musste; der Versicherer leistet jedoch Ent-
schädigung, wenn der Schaden nicht durch die Reparaturbedürftigkeit verursacht 
wurde oder wenn die Sache zur Zeit des Schadens mit Zustimmung des Versicherers 
wenigstens behelfsmäßig repariert war;

i) �soweit für sie ein Dritter als Lieferant (Hersteller oder Händler), Werkunternehmer 
oder aus Reparaturauftrag einzutreten hat.

Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der Versicherer zunächst Entschä-
digung. Ergibt sich nach Zahlung der Entschädigung, dass ein Dritter für den Schaden 
eintreten muss und bestreitet der Dritte dies, so behält der Versicherungsnehmer 
zunächst die bereits gezahlte Entschädigung.
§ 86 VVG – Übergang von Ersatzansprüchen – gilt für diese Fälle nicht. Der Versiche-
rungsnehmer hat seinen Anspruch auf Kosten und nach den Weisungen des Versiche-
rers außergerichtlich und erforderlichenfalls gerichtlich geltend zu machen.
Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, wenn der Versicherungsnehmer einer Weisung 
des Versicherers nicht folgt oder soweit der Dritte dem Versicherungsnehmer Schaden-
ersatz leistet.

5. Gefahrendefinitionen
Im Sinne dieser Bedingungen gilt:
a)	 Raub
	� Raub liegt vor, wenn gegen den Versicherungsnehmer Gewalt angewendet oder 

angedroht wird, um dessen Widerstand gegen die Wegnahme versicherter Sachen 
auszuschalten.

	� Dem Versicherungsnehmer stehen geeignete Personen gleich, die vorübergehend 
die Obhut über die versicherten Sachen ausüben.

b)	 Einbruchdiebstahl
	� Einbruchdiebstahl im Sinne dieses Vertrages liegt vor, wenn jemand fremde Sa-

chen wegnimmt, nachdem er in einen Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt 
oder mittels 

	 aa)	� richtiger Schlüssel, die er durch Einbruchdiebstahl oder durch Raub an sich 
gebracht hatte,

	 bb)	 falscher Schlüssel oder
	 cc)	 anderer Werkzeuge
	 eindringt.

Abschnitt A

§ 1	 Versicherte und nicht versicherte Sachen

§ 2	 Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schäden

§ 3	 Versicherte Interessen

§ 4	 Versicherungsort

§ 5	 Versicherungswert; Versicherungssumme; Unterversicherung

§ 6	 Versicherte und nicht versicherte Kosten

§ 7	 Umfang der Entschädigung

§ 8	 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

§ 9	 Sachverständigenverfahren

§ 10	 Wiederherbeigeschaffte Sachen

§ 11	 Wechsel der versicherten Sachen

Abschnitt B

§ 1	� Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters  
bis zum Vertragsschluss

§ 2	� Beginn des Versicherungsschutzes; Fälligkeit; Folgen verspäteter Zahlung  
oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmalprämie

§ 3	 Dauer und Ende des Vertrages
§ 4	 Folgeprämie
§ 5	 SEPA-Lastschriftverfahren
§ 6	 Ratenzahlung
§ 7	 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
§ 8	 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
§ 9	 Gefahrerhöhung
§ 10	 Überversicherung
§ 11	 Mehrere Versicherer
§ 12	 Versicherung für fremde Rechnung
§ 13	 Übergang von Ersatzansprüchen
§ 14	 Kündigung nach dem Versicherungsfall
§ 15	 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen
§ 16	 Anzeigen; Willenserklärungen; Anschriftenänderungen
§ 17	 Vollmacht des Versicherungsvertreters
§ 18	 Verjährung
§ 19	 Zuständiges Gericht
§ 20	 Anzuwendendes Recht

Abschnitt A 
§ 1 Versicherte und nicht versicherte Sachen

1. Versicherte Sachen
Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten elektrotechnischen und 
elektronischen Anlagen und Geräte, sobald sie betriebsfertig sind.
Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach beendeter Erprobung und soweit vorge-
sehen nach beendetem Probebetrieb entweder zur Arbeitsaufnahme bereit ist oder 
sich in Betrieb befindet. Eine spätere Unterbrechung der Betriebsfertigkeit unterbricht 
den Versicherungsschutz nicht. Dies gilt auch während einer De- oder Remontage 
sowie während eines Transportes der Sache innerhalb des Versicherungsortes.

2. Nicht versicherte Sachen
Nicht versichert sind
a) Wechseldatenträger;
b) Hilfs- und Betriebsstoffe, Verbrauchsmaterialien und Arbeitsmittel;
c) Werkzeuge aller Art;
d) �sonstige Teile, die während der Lebensdauer der versicherten Sachen  

erfahrungsgemäß mehrfach ausgewechselt werden müssen.

Allgemeine Bedingungen für die Elektronikversicherung (ABE 2008)
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c)	 Brand, Blitzschlag, Explosion
	 aa)	� Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd entstan-

den ist oder ihn verlassen hat und das sich aus eigener Kraft auszubreiten 
vermag.

	 bb)	 Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sachen.
	 cc)	� Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen oder Dämpfen 

beruhende, plötzlich verlaufende Kraftäußerung.
d)	 Leitungswasser
	� Leitungswasser ist Wasser, das aus den Zu- und Ableitungsrohren, den sonstigen 

Einrichtungen der Wasserversorgung oder der Warmwasserheizungs-, Dampfhei-
zungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen bestimmungswidrig 
ausgetreten ist. Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, Wärmepumpenoder 
Solarheizungsanlagen sowie Wasserdampf stehen Leitungswasser gleich.

§ 3 Versicherte Interessen

1. Versichert ist das Interesse des Versicherungsnehmers.
Ist der Versicherungsnehmer nicht Eigentümer, so ist auch das Interesse des Eigentümers 
versichert. Die Bestimmungen zu versicherten Schäden und Gefahren bleiben unberührt.
2. Bei Sicherungsübereignung gilt dies auch dann, wenn der Versicherungsnehmer das 
Eigentum nach Abschluss der Versicherung überträgt.
Im Übrigen gelten die gesetzlichen Regelungen gemäß §§ 95 ff VVG zur Veräußerung 
der versicherten Sache.
3. Hat der Versicherungsnehmer die Sache unter Eigentumsvorbehalt verkauft, so ist 
auch das Interesse des Käufers versichert. Der Versicherer leistet jedoch keine Ent-
schädigung für Schäden, für die der Versicherungsnehmer als Lieferant (Hersteller oder 
Händler) gegenüber dem Käufer einzutreten hat oder ohne auf den Einzelfall bezogene 
Sonderabreden einzutreten hätte.
4. Hat der Versicherungsnehmer die Sache einem Dritten als Mieter, Pächter, Entleiher 
oder Verwahrer übergeben, so ist auch das Interesse dieses Dritten versichert.
5. Hat der Versicherungsnehmer die versicherte Sache, die er in seinem Betrieb verwendet 
oder Dritten überlässt (Nr. 4), selbst hergestellt, so leistet der Versicherer keine Entschä-
digung für Schäden, für die bei Fremdbezug üblicherweise der Lieferant (Hersteller oder 
Händler) einzutreten hätte.
Im Übrigen gelten die Bestimmungen zur Versicherung für fremde Rechnung.

§ 4 Versicherungsort

Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versicherungsortes. Versicherungsort 
sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten Betriebsgrundstücke.

§ 5 Versicherungswert; Versicherungssumme; 
Unterversicherung

1. Versicherungswert
Versicherungswert ist der Neuwert.
a)	� Neuwert ist der jeweils gültige Listenpreis der versicherten Sache im Neuzustand 

zuzüglich der Bezugskosten (z.B. Kosten für Verpackung, Fracht, Zölle, Montage).
b)	� Wird die versicherte Sache nicht mehr in Preislisten geführt, so ist der letzte 

Listenpreis der Sache im Neuzustand zuzüglich der Bezugskosten maßgebend; 
dieser Betrag ist entsprechend der Preisentwicklung für vergleichbare Sachen zu 
vermindern oder zu erhöhen.

	� Hatte die versicherte Sache keinen Listenpreis, so tritt an dessen Stelle der 
Kauf- oder Lieferpreis der Sache im Neuzustand zuzüglich der Bezugskosten; 
dieser Betrag ist entsprechend der Preisentwicklung für vergleichbare Sachen zu 
vermindern oder zu erhöhen.

	� Kann weder ein Listenpreis noch ein Kauf- oder Lieferpreis ermittelt werden, so 
ist die Summe der Kosten maßgebend, die jeweils notwendig war, um die Sache in 
der vorliegenden gleichen Art und Güte (z. B. Konstruktion, Abmessung, Leistung) 
zuzüglich der Handelsspanne und der Bezugskosten wiederherzustellen.

	� Dieser Betrag ist entsprechend der Preisentwicklung zu vermindern oder zu 
erhöhen.

	� Rabatte und Preiszugeständnisse bleiben für den Versicherungswert unberück-
sichtigt.

c)	� Ist der Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug nicht berechtigt, so ist die 
Umsatzsteuer einzubeziehen.

2. Versicherungssumme
Die im Versicherungsvertrag für jede versicherte Sache genannte Versicherungssumme 
soll dem Versicherungswert entsprechen. Der Versicherungsnehmer soll die Versiche-
rungssumme für die versicherte Sache während der Dauer des Versicherungsverhältnis-
ses dem jeweils gültigen Versicherungswert anpassen. Dies gilt auch, wenn werterhö-
hende Änderungen vorgenommen werden.

3. Unterversicherung
Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert zur Zeit des Eintrittes 
des Versicherungsfalles, so besteht Unterversicherung.

§ 6 Versicherte und nicht versicherte Kosten

1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens
a)	� Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer 

bei Eintritt des Versicherungsfalles den Umständen nach zur Abwendung und 
Minderung des Schadens für geboten halten durfte oder die er auf Weisung des 
Versicherers macht.

b)	� Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versicherte Sachen 
betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter Position; 
dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers ent-
standen sind.

c)	� Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder anderer 
Institutionen, die im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet sind, 
wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse erbracht werden.

d)	� Der Versicherer hat den für die Aufwendungen erforderlichen Betrag auf Verlangen 
des Versicherungsnehmers vorzuschießen.

2. Kosten für die Wiederherstellung von Daten
a)	� Versichert sind Kosten für die Wiederherstellung von Daten des Betriebssystems, 

welche für die Grundfunktion der versicherten Sache notwendig sind, sofern der 
Verlust, die Veränderung oder die Nichtverfügbarkeit der Daten infolge eines dem 
Grunde nach versicherten Schadens an dem Datenträger eingetreten ist, auf dem 
diese Daten gespeichert waren.

b)	� Andere Daten sind nur nach besonderer Vereinbarung versichert.
c)	� Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versicherte Sachen 

betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter Position.

3. Zusätzliche Kosten
Soweit vereinbart, sind über die Wiederherstellungskosten hinaus die nachfolgend 
genannten Kosten bis zur Höhe der jeweils hierfür vereinbarten Versicherungssumme 
auf Erstes Risiko versichert. Die jeweils vereinbarte Versicherungssumme vermindert 
sich nicht dadurch, dass eine Entschädigung geleistet wird.
a)	 Aufräumungs-, Dekontaminations- und Entsorgungskosten
	 aa)	� Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge eines dem Grunde 

nach versicherten Schadens aufwenden muss, um versicherte und nicht 
versicherte Sachen, deren Teile oder Reste, die sich innerhalb des Versiche-
rungsortes befinden,

	 	 ■	 aufzuräumen und nötigenfalls zu dekontaminieren;
	 	 ■	� zu vernichten oder in die nächstgelegene geeignete Abfallbeseitigungs- 

anlage zu transportieren und dort zu beseitigen.
	 bb)	� Nicht versichert sind jedoch Kosten für die Dekontamination und Entsorgung 

von Erdreich oder Gewässern, Kosten für die Beseitigung von Beeinträchti-
gungen des Grundwassers oder der Natur sowie von Emissionen in der Luft.

		�  Nicht versichert sind ferner Aufwendungen des Versicherungsnehmers 
aufgrund der Einliefererhaftung.

	 cc)	� Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versicherungsnehmer aus 
einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz beanspruchen kann.

b)	 Dekontaminations- und Entsorgungskosten für Erdreich
	 aa)	� Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge einer Kontamination 

durch einen dem Grunde nach versicherten Schaden aufgrund behördlicher 
Anordnungen aufwenden muss, um

	 	 ■	� Erdreich des Versicherungsortes zu untersuchen und nötigenfalls zu 
dekontaminieren oder auszutauschen;

	 	 ■	� den Aushub zu vernichten oder in die nächstgelegene geeignete Deponie 
zu transportieren und dort abzulagern;

	 	 ■	� insoweit den Zustand des Versicherungsortes vor Eintritt des Schadens 
wiederherzustellen.

	 bb)	� Die Aufwendungen gemäß aa) sind nur versichert, sofern die behördlichen 
Anordnungen

	 	 ■	� aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen ergangen sind, die vor Eintritt 
des Schadens erlassen wurden;

	 	 ■	� eine Kontamination betreffen, die nachweislich infolge dieses Schadens 
entstanden ist;

	 	 ■	� innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Schadens ergangen sind und 
dem Versicherer ohne Rücksicht auf Rechtsmittelfristen innerhalb von drei 
Monaten seit Kenntniserhalt gemeldet wurden.

	 cc)	� Wird durch den Schaden eine bereits bestehende Kontamination des 
Erdreiches erhöht, so sind nur die Aufwendungen versichert, die den für eine 
Beseitigung der bestehenden Kontamination erforderlichen Betrag überstei-
gen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob und wann dieser Betrag ohne den 
Schaden aufgewendet worden wäre.

		�  Die hiernach zu ersetzenden Kosten werden nötigenfalls durch Sachverstän-
dige festgestellt.

	 dd)	� Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anordnungen oder auf-
grund sonstiger Verpflichtungen des Versicherungsnehmers einschließlich 
der Einliefererhaftung sind nicht versichert.

	 ee)	� Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versicherungsnehmer aus 
einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz beanspruchen kann.

c)	 Bewegungs- und Schutzkosten
	� Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge eines dem Grund nach 

versicherten Schadens aufwenden muss, wenn zum Zwecke der Wiederherstel-
lung oder Wiederbeschaffung der versicherten Sache andere Sachen bewegt, 
verändert oder geschützt werden müssen, insbesondere Aufwendungen für 
Deund Remontage, für Durchbruch, Abriss oder Wiederaufbau von Gebäudeteilen 
oder für das Erweitern von Öffnungen.

d)	� Kosten für Erd-, Pflaster-, Maurer- und Stemmarbeiten, Gerüstgestellung,  
Bergungsarbeiten, Bereitstellung eines Provisoriums, Luftfracht

	� Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge eines dem Grunde nach 
versicherten Schadens aufwenden muss.
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§ 7 Umfang der Entschädigung

1. Wiederherstellungskosten
Im Schadenfall wird zwischen Teilschaden und Totalschaden unterschieden.
Ein Teilschaden liegt vor, wenn die Wiederherstellungskosten zuzüglich des Wertes des 
Altmaterials nicht höher sind als der Neuwert der versicherten Sache.
Sind die Wiederherstellungskosten höher, so liegt ein Totalschaden vor.
Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert durch einen Abzug insbesondere für Alter, 
Abnutzung und technischen Zustand.
Versicherte Sachen, die in verschiedenen Positionen bezeichnet sind, gelten auch dann 
nicht als einheitliche Sache, wenn sie wirtschaftlich zusammen gehören.
Werden versicherte Sachen in einer Sammelposition aufgeführt, so gelten sie nicht als 
einheitliche Sache, sofern diese eigenständig verwendet werden können.

2. Teilschaden
Entschädigt werden alle für die Wiederherstellung des früheren, betriebsfertigen 
Zustandes notwendigen Aufwendungen abzüglich des Wertes des Altmaterials.
a)	 Aufwendungen zur Wiederherstellung sind insbesondere 
	 aa)	 Kosten für Ersatzteile und Reparaturstoffe;
	 bb)	� Lohnkosten und lohnabhängige Kosten, auch übertarifliche Lohnanteile 

und Zulagen, ferner Mehrkosten durch tarifliche Zuschläge für Überstunden 
sowie für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeiten;

	 cc)	 De- und Remontagekosten;
	 dd)	 Transportkosten einschließlich Mehrkosten für Expressfrachten;
	 ee)	� Kosten für die Wiederherstellung des Betriebssystems, welches für die 

Grundfunktion der versicherten Sache notwendig ist;
	 ff)	� Kosten für das Aufräumen und das Dekontaminieren der versicherten Sache 

oder deren Teile sowie Kosten für das Vernichten von Teilen der Sache, ferner 
Kosten für den Abtransport von Teilen in die nächstgelegene geeignete Ab-
fallbeseitigungsanlage, jedoch nicht Kosten aufgrund der Einliefererhaftung.

b)	� Ein Abzug von den Wiederherstellungskosten in Höhe der Wertverbesserung wird 
vorgenommen an Hilfs- und Betriebsstoffen, Verbrauchsmaterialien und Arbeits-
mitteln, Werkzeugen aller Art sowie sonstigen Teilen, die während der Lebensdauer 
der versicherten Sache erfahrungsgemäß mehrfach ausgewechselt werden müs-
sen, soweit diese Teile zur Wiederherstellung der versicherten Sache zerstört oder 
beschädigt werden.

c)	 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für
	 aa)	� Kosten einer Überholung oder sonstiger Maßnahmen, die auch unabhängig 

von dem Versicherungsfall notwendig gewesen wären;
	 bb)	� Mehrkosten durch Änderungen oder Verbesserungen, die über die Wieder-

herstellung hinausgehen;
	 cc)	� Kosten einer Wiederherstellung in eigener Regie, soweit die Kosten nicht 

auch durch Arbeiten in fremder Regie entstanden wären;
	 dd)	 entgangener Gewinn infolge von Arbeiten in eigener Regie;
	 ee)	 Mehrkosten durch behelfsmäßige oder vorläufige Wiederherstellung;
	 ff)	� Kosten für Arbeiten, die zwar für die Wiederherstellung erforderlich sind, 

aber nicht an der versicherten Sache selbst ausgeführt werden;
	 gg)	 Vermögensschäden.

3. Totalschaden
Entschädigt wird der Neuwert abzüglich des Wertes des Altmaterials.

4. Entschädigungsbegrenzung auf den Zeitwert
Abweichend von Nr. 2 und Nr. 3 ist die Entschädigungsleistung auf den Zeitwert unmit-
telbar vor Eintritt des Versicherungsfalles begrenzt, wenn 
a)	� die Wiederherstellung (Teilschaden) oder Wiederbeschaffung (Totalschaden) 

unterbleibt oder
b)	 �für die versicherte Sache serienmäßig hergestellte Ersatzteile nicht mehr zu beziehen sind.
Der Versicherungsnehmer erwirbt einen Anspruch auf den Teil der Entschädigung, 
der den Zeitwert übersteigt, nur, soweit und sobald er innerhalb von zwei Jahren 
nach Eintritt des Versicherungsfalles sichergestellt hat, dass er die Entschädigung zur 
Wiederherstellung der beschädigten oder Wiederbeschaffung der zerstörten oder 
abhanden gekommenen Sachen verwenden wird.

5. Weitere Kosten
Weitere Kosten, die infolge eines ersatzpflichtigen Schadens über die Wiederherstel-
lungskosten hinaus aufgewendet werden müssen, ersetzt der Versicherer im Rahmen 
der hierfür vereinbarten Versicherungssummen.

6. Grenze der Entschädigung
Grenze der Entschädigung ist der auf die betroffene Sache entfallende Teil der Versiche-
rungssumme.

7. Entschädigungsberechnung bei Unterversicherung
Wenn Unterversicherung vorliegt, wird nur der Teil des nach Nr. 1 bis 6 ermittelten 
Betrages ersetzt, der sich zu dem ganzen Betrag verhält, wie die Versicherungssumme 
zu dem Versicherungswert. Dies gilt nicht für Versicherungssummen auf Erstes Risiko.

8. Entschädigungsberechnung bei grober Fahrlässigkeit
Haben der Versicherungsnehmer oder seine Repräsentanten den Schaden grob fahr-
lässig herbeigeführt, wird die Entschädigung in einem der Schwere des Verschuldens 
entsprechenden Verhältnis gekürzt.

9. Selbstbehalt
Der nach Nr. 1 bis 8 ermittelte Betrag wird je Versicherungsfall um den vereinbarten 
Selbstbehalt gekürzt.
Entstehen mehrere Schäden, so wird der Selbstbehalt jeweils einzeln abgezogen.
Entstehen die mehreren Schäden jedoch an derselben Sache und besteht außerdem 
ein Ursachenzusammenhang zwischen diesen Schäden, so wird der Selbstbehalt nur 
einmal abgezogen.

§ 8 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

1. Fälligkeit der Entschädigung
a)	� Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers zum 

Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind.
	� Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens den 

Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der nach Lage der Sache mindestens 
zu zahlen ist.

b)	� Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschädigung wird fällig, 
nachdem der Versicherungsnehmer gegenüber dem Versicherer den Nachweis ge-
führt hat, dass er die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung sichergestellt hat.

2. Rückzahlung des Neuwert- oder Zeitwertanteils
Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom Versicherer nach Nr. 1 b) 
geleisteten Entschädigung verpflichtet, wenn die Sache infolge eines Verschuldens des 
Versicherungsnehmers nicht innerhalb einer angemessenen Frist wiederhergestellt 
oder wiederbeschafft worden ist.

3. Verzinsung
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine weitergehende 
Zinspflicht besteht:
a)	� Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach Meldung des 

Schadens geleistet wird – ab Fälligkeit zu verzinsen;
b)	� der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschädigung ist ab dem 

Zeitpunkt zu verzinsen, in dem der Versicherungsnehmer die Sicherstellung der 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung versicherter Sachen gegenüber dem 
Versicherer nachgewiesen hat;

c)	 der Zinssatz beträgt 4 Prozent;
d)	 die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

4. Hemmung
Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 3 a) und 3 b) ist der Zeitraum nicht zu 
berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschä-
digung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

5. Aufschiebung der Zahlung
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange a) Zweifel an der Empfangsbe-
rechtigung des Versicherungsnehmers bestehen; b) ein behördliches oder strafgericht-
liches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus 
Anlass dieses Versicherungsfalles noch läuft.

6. Abtretung des Entschädigungsanspruches
Der Entschädigungsanspruch kann vor Fälligkeit nur mit Zustimmung des Versicherers 
abgetreten werden. Die Zustimmung muss erteilt werden, wenn der Versicherungsneh-
mer sie aus wichtigem Grund verlangt.

§ 9 Sachverständigenverfahren

1. Feststellung der Schadenhöhe
Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalles verlangen, dass 
der Schadens in einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird.
Ein solches Sachverständigenverfahren können Versicherer und Versicherungsnehmer 
auch gemeinsam vereinbaren.

2. Weitere Feststellungen
Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf weitere Feststellungen 
zum Versicherungsfall ausgedehnt werden.

3. Verfahren vor Feststellung
Für das Sachverständigenverfahren gilt:
a)	� Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu benennen. Eine Partei, die 

ihren Sachverständigen benannt hat, kann die andere unter Angabe des von ihr ge-
nannten Sachverständigen in Textform auffordern, den zweiten Sachverständigen 
zu benennen. Wird der zweite Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wochen 
nach Zugang der Aufforderung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch 
das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen lassen.

	� In der Aufforderung durch den Versicherer ist der Versicherungsnehmer auf diese 
Folge hinzuweisen.

b)	� Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person benennen, die Mitbewerber 
des Versicherungsnehmers ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung 
steht, ferner keine Person, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt 
ist oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis steht.

c)	� Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn ihrer Feststellungen einen 
dritten Sachverständigen als Obmann. Die Regelung unter b) gilt entsprechend 
für die Benennung eines Obmannes durch die Sachverständigen. Einigen sich die 
Sachverständigen nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei durch das für 
den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt.

4. Feststellung
Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten
a)	� die ermittelten oder vermuteten Ursachen und den Zeitpunkt, von dem an der 

Sachschaden für den Versicherungsnehmer nach den anerkannten Regeln der 
Technik frühestens erkennbar war;

b)	 den Umfang der Beschädigung und der Zerstörung, insbesondere
	 aa)	� ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten und beschädigten 

versicherten Sachen mit deren Werten unmittelbar vor dem Schaden sowie 
deren Neuwerten zur Zeit des Schadens;

	 bb)	� die für die Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung in den Zustand vor 
Schadeneintritt erforderlichen Kosten;

	 cc)	 die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen;
c)	 die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten.
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5. Verfahren nach Feststellung
Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien gleichzeitig.
Weichen die Feststellungen der Sachverständigen voneinander ab, so übergibt der Ver-
sicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen 
Punkte innerhalb der durch die Feststellungen der Sachverständigen gezogenen Grenzen 
und übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig.
Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind für die Vertragsparteien 
verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage 
erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Versi-
cherer die Entschädigung.
Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gerichtliche Entscheidung.
Dies gilt auch, wenn die Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können oder 
wollen oder sie verzögern.

6. Kosten
Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten ihres Sachver-
ständigen.
Die Kosten des Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte.

7. Obliegenheiten
Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungs-
nehmers nicht berührt.

§ 10 Wiederherbeigeschaffte Sachen

1. Anzeigepflicht
Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, so hat der Versicherungsneh-
mer dies nach Kenntniserlangung dem Versicherer unverzüglich in Textform anzuzeigen.

2. Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung
Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurücker-
langt, bevor die volle Entschädigung für diese Sache gezahlt worden ist, so behält er 
den Anspruch auf die Entschädigung, falls er die Sache innerhalb von zwei Wochen dem 
Versicherer zur Verfügung stellt. Andernfalls ist eine für diese Sache gewährte Zahlung 
zurückzugeben.

3. Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung
a)	� Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache 

zurückerlangt, nachdem für diese Sache eine Entschädigung in voller Höhe ihres 
Versicherungswertes gezahlt worden ist, so hat der Versicherungsnehmer die 
Entschädigung zurückzuzahlen oder die Sache dem Versicherer zur Verfügung zu 
stellen. Der Versicherungsnehmer hat dieses Wahlrecht innerhalb von zwei Wo-
chen nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung des Versicherers auszuüben; 
nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das Wahlrecht auf den Versicherer über.

b)	� Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zu-
rückerlangt, nachdem für diese Sache eine Entschädigung gezahlt worden ist, die 
bedingungsgemäß geringer als der Versicherungswert ist, so kann der Versiche-
rungsnehmer die Sache behalten und muss sodann die Entschädigung zurückzah-
len. Erklärt er sich hierzu innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer schriftli-
chen Aufforderung des Versicherers nicht bereit, so hat der Versicherungsnehmer 
die Sache im Einvernehmen mit dem Versicherer öffentlich meistbietend verkaufen 
zu lassen. Von dem Erlös abzüglich der Verkaufskosten erhält der Versicherer 
den Anteil, welcher der von ihm geleisteten bedingungsgemäßen Entschädigung 
entspricht.

4. Beschädigte Sachen
Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, so kann der Versicherungsnehmer 
die bedingungsgemäße Entschädigung in Höhe der Wiederherstellungskosten auch 
dann verlangen oder behalten, wenn die Sachen in den Fällen von Nr. 2 oder Nr. 3 bei 
ihm verbleiben.

5. Gleichstellung
Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, wenn der Versicherungsnehmer 
die Möglichkeit hat, sich den Besitz wieder zu verschaffen.

6. Übertragung der Rechte
Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurückerlangte Sachen zur Verfügung zu 
stellen, so hat er dem Versicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen Rechte zu 
übertragen, die ihm mit Bezug auf diese Sachen zustehen.

§ 11 Wechsel der versicherten Sachen

Erhält der Versicherungsnehmer anstelle der im Versicherungsvertrag bezeichneten Sache 
eine andere, jedoch technisch vergleichbare Sache, so besteht nach entsprechender 
Anzeige des Versicherungsnehmers hierfür vorläufige Deckung.
Die vorläufige Deckung endet
a)	 mit dem Abschluss des neuen Versicherungsvertrages oder
b)	� mit dem Beginn eines weiteren Vertrages über vorläufige Deckung mit gleichartigem 

Versicherungsschutz oder
c)	� mit der Beendigung der Vertragsverhandlungen, spätestens jedoch nach 3 Monaten.

Abschnitt B 
§ 1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 
oder seines Vertreters bis zum Vertragsschluss

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versiche-
rer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in 
Textform gefragt hat und die für dessen Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur 
Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der 
Versicherer Fragen in Textform im Sinne des Satzes 1 stellt.
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Abs. 1, so kann der Versicherer 
nach Maßgabe der §§ 19-21 VVG vom Vertrag zurücktreten, kündigen oder eine Vertragsän-
derung vornehmen. Der Versicherer kann nach § 21 Abs. 2 VVG auch leistungsfrei sein.
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, so sind 
gemäß § 20 VVG sowohl die Kenntnis und Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis 
und Arglist des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen.
Das Recht des Versicherers, den Vertrag nach § 22 VVG wegen arglistiger Täuschung 
anzufechten, bleibt unberührt.

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes; Fälligkeit; 
Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 
der Erst- oder Einmalprämie

1. Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelung in Nr. 3 zu dem im Ver- 
sicherungsschein angegebenen Zeitpunkt.

2. Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie
Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufrechts –  
unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein angege-
benen Versicherungsbeginns zu zahlen.
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist die 
erste oder einmalige Prämie unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1 oder 2 bestimm-
ten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist.
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers oder von 
getroffenen Vereinbarungen ab, ist die erste oder einmalige Prämie frühestens einen 
Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.
Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die erste Rate als erste Prämie.

3. Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmalprämie
Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden Fällig-
keitszeitpunkt gezahlt, ist der Versicherer nach Maßgabe des § 37 VVG berechtigt, vom 
Vertrag zurückzutreten oder auch leistungsfrei.

§ 3 Dauer und Ende des Vertrages

1. Dauer
Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abgeschlossen.

2. Stillschweigende Verlängerung
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um 
jeweils ein Jahr, wenn nicht einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor dem 
Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist.

3. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen
Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren zum Ablauf des 
dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Mona-
ten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden.
Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des 
jeweiligen Versicherungsjahres zugehen.

4. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es 
einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

5. Wegfall des versicherten Interesses
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, endet der Vertrag 
zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis erlangt.

§ 4 Folgeprämie

Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweiligen Versicherungspe-
riode fällig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versicherungs-
schein oder in der Prämienrechnung angegebenen Zeitraums bewirkt ist. Die Folgen 
nicht rechtzeitiger Zahlung ergeben sich aus § 38 VVG.
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folgeprämie in Verzug, ist der Versi-
cherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.
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§ 5 SEPA-Lastschriftverfahren

1. Pflichten des Versicherungsnehmers
Ist zur Einziehung der Prämie das SEPA-Lastschriftverfahren vereinbart worden, hat 
der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie für eine ausreichen-
de Deckung des Kontos zu sorgen.

2. Änderung des Zahlungsweges
Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine oder mehrere Prämien, trotz 
wiederholtem Einziehungsversuch, nicht eingezogen werden können, ist der Versiche-
rer berechtigt, das SEPA-Lastschriftmandat in Textform zu kündigen.
Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Versicherungs-
nehmer verpflichtet ist, die ausstehende Prämie und zukünftige Prämien selbst zu 
übermitteln.
Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagene SEPA-Last-
schriften können dem Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

§ 6 Ratenzahlung

Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu den vereinbarten 
Zahlungsterminen als gestundet.
Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode werden sofort fällig, wenn 
der Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder wenn 
eine Entschädigung fällig wird.

§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Versicherungsperiode oder wird es 
nach Beginn rückwirkend aufgehoben oder von Anfang an wegen arglistiger Täuschung 
nichtig, so gebührt dem Versicherer die Prämie oder die Geschäftsgebühr nach Maßgabe 
der §§ 39 und 80 VVG.

§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
a)	� Der Versicherungsnehmer hat vor Eintritt des Versicherungsfalles alle vertraglich 

vereinbarten Obliegenheiten einzuhalten.
b)	� Verletzt der Versicherungsnehmer eine der genannten Obliegenheiten, so ist der 

Versicherer nach Maßgabe des § 28 VVG zur Kündigung berechtigt. Eine Kündigung 
des Versicherers wird mit Zugang wirksam.

2. Obliegenheiten bei Eintritt des Versicherungsfalles
a)	 Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalles
	 aa)	� nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen;
	 bb)	� dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt 

hat, unverzüglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen;
	 cc)	� Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung – ggf. auch 

mündlich oder telefonisch – einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten;
	 dd)	� Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung, soweit für 

ihn zumutbar, zu befolgen; erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag 
beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungs-
nehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln;

	 ee)	� Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverzüglich der 
Polizei anzuzeigen;

	 ff)	� dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis der abhanden 
gekommenen Sachen einzureichen;

	 gg)	� das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schadenstelle oder 
die beschädigten Sachen durch den Versicherer freigegeben worden sind; 
sind Veränderungen unumgänglich, sind das Schadenbild nachvollziehbar zu 
dokumentieren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu einer 
Besichtigung durch den Versicherer aufzubewahren;

	 hh)	� soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft – auf Verlangen 
in Schriftform – zu erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalles oder 
des Umfanges der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist, sowie 
jede Untersuchung über Ursache und Höhe des Schadens und über den 
Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten;

	 ii)	� vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaffung ihm 
billigerweise zugemutet werden kann.

b)	� Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem Dritten zu, 
so hat dieser die Obliegenheiten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm 
dies nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist.

3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder 2, so ist der Versi-
cherer nach Maßgabe der §§ 28 und 82 VVG leistungsfrei.
Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer zur Leis-
tung verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder 
die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der 
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.

§ 9 Gefahrerhöhung

Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige 
Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme 
durch einen Dritten gestatten.
Der Versicherungsnehmer hat jede Gefahrerhöhung, die ihm bekannt wird, dem Versi-
cherer unverzüglich anzuzeigen, und zwar auch dann, wenn sie ohne seinen Willen ein-
tritt. Im Übrigen gelten die §§ 23 bis 27 VVG. Danach kann der Versicherer zur Kündigung 
berechtigt sein, eine Vertragsänderung vornehmen oder auch leistungsfrei sein.

§ 10 Überversicherung

1. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses erheblich, 
so kann sowohl der Versicherer als auch der Versicherungsnehmer nach Maßgabe des 
§ 74 VVG die Herabsetzung der Versicherungssumme und der Prämie verlangen.
2. Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht geschlossen, sich 
dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. 
Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nich-
tigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 11 Mehrere Versicherer

1. Anzeigepflicht
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist 
verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der 
Mitteilung sind der andere Versicherer und die Versicherungssumme anzugeben.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe Nr. 1), ist der Versicherer 
nach Maßgabe des § 28 VVG zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei.
Eine Kündigung des Versicherers wird mit Zugang wirksam.
Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor dem Eintritt des Versicherungs-
falles Kenntnis von der anderen Versicherung erlangt hat.
Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer zur Leistung 
verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalles, noch für die Feststellung oder den Umfang der 
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung
a)	� Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert 

und übersteigen die Versicherungssummen zusammen den Versicherungswert 
oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der Entschädigungen, die von 
jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den 
Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor.

b)	� Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass jeder für 
den Betrag aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; 
der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des ihm 
entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge 
bei demselben Versicherer bestehen.

	� Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Versiche-
rungsverträgen Entschädigung für denselben Schaden, so ermäßigt sich der 
Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die Entschädigung 
aus allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der 
Versicherungssummen, aus denen die Prämien errechnet wurde, nur in diesem 
Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. Bei Vereinbarung von Entschädi-
gungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträgen 
insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag 
der Versicherungssummen in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.

c)	� Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht geschlossen, 
sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser 
Absicht geschlossene Vertrag nichtig.

	� Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die 
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

4. Beseitigung der Mehrfachversicherung
Eine Mehrfachversicherung kann auf Verlangen des Versicherungsnehmers nach Maß-
gabe des § 79 VVG durch Aufhebung oder Herabsetzung der Versicherungssumme des 
später geschlossenen Vertrages beseitigt werden.
Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Versicherungssumme und 
Anpassung der Prämie werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung dem 
Versicherer zugeht.

§ 12 Versicherung für fremde Rechnung

1. Rechte aus dem Vertrag
Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen für das 
Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem 
Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem Versicherten zu. Das 
gilt auch, wenn der Versicherte den Versicherungsschein besitzt.

2. Zahlung der Entschädigung
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungsnehmer den 
Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat.
Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des Versi-
cherungsnehmers verlangen.
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3. Kenntnis und Verhalten
Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher 
Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis und 
das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen.
Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, 
muss sich der Versicherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis 
des Versicherten nur dann zurechnen lassen, wenn der Versicherte Repräsentant des 
Versicherungsnehmers ist. Im Übrigen gilt § 47 VVG.

§ 13 Übergang von Ersatzansprüchen

1. Übergang von Ersatzansprüchen
Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht 
dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. 
Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht 
werden. Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine 
Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der 
Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden 
vorsätzlich verursacht.

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen
Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses 
Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschrif-
ten zu wahren und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf den Versicherer bei dessen 
Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, ist der Versicherer nach Maßga-
be des § 86 Abs. 2 VVG leistungsfrei.

§ 14 Kündigung nach dem Versicherungsfall

1. Kündigungsrecht
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragsparteien den Versi-
cherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Schriftform zu erklären. Sie muss der 
anderen Vertragspartei spätestens einen Monat nach Auszahlung oder Ablehnung der 
Entschädigung zugegangen sein.

2. Kündigung durch Versicherungsnehmer
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang 
beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass 
die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufen-
den Versicherungsperiode, wirksam wird.

3. Kündigung durch Versicherer
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versiche-
rungsnehmer wirksam.

§ 15 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versicherungsnehmer 
den Versicherer arglistig über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der Entschä-
digung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen versucht.
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil gegen 
den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so 
gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

§ 16 Anzeigen; Willenserklärungen; Anschriften- 
änderungen

1. Form
Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem Vertrag nicht 
etwas anderes bestimmt ist, sind die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und 
Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen und die unmittelbar gegenüber 
dem Versicherer erfolgen, in Textform abzugeben.
Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die 
im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle 
gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den Zugang von Erklärungen und 
Anzeigen bleiben unberührt.

2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift oder seines Namens dem 
Versicherer nicht mitgeteilt, findet § 13 VVG Anwendung.

§ 17 Vollmacht des Versicherungsvertreters

1. Erklärungen des Versicherungsnehmers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer abgege-
bene Erklärungen entgegenzunehmen betreffend
a)	 den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrages;
b)	 ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Beendigung;
c)	� Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrages und während des 

Versicherungsverhältnisses.

2. Erklärungen des Versicherers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausgefertigte Ver-
sicherungsscheine oder deren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.

3. Zahlungen an den Versicherungsvertreter
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die der Versicherungs-
nehmer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versiche-
rungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen. Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss 
der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die Beschränkung bei 
der Vornahme der Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

§ 18 Verjährung

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die Verjährung 
beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläu-
biger von den Anspruch begründenden Umständen und der Person des Schuldners 
Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet 
worden, zählt bei der Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang 
der in Textform mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht 
mit.

§ 19 Zuständiges Gericht

Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen Gerichtsstände 
nach §§ 13, 17, 21, 29 ZPO sowie § 215 VVG.

§ 20 Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG), dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) 
und der Zivilprozeßordnung (ZPO)

VVG 
§ 5 Abweichender Versicherungsschein

(1) Weicht der Inhalt des Versicherungsscheins von dem Antrag des Versicherungsneh-
mers oder den getroffenen Vereinbarungen ab, gilt die Abweichung als genehmigt, wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 2 erfüllt sind und der Versicherungsnehmer nicht in-
nerhalb eines Monats nach Zugang des Versicherungsscheins in Textform widerspricht.
(2) Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer bei Übermittlung des Versicherungs-
scheins darauf hinzuweisen, dass Abweichungen als genehmigt gelten, wenn der Versi-
cherungsnehmer nicht innerhalb eines Monats nach Zugang des Versicherungsscheins in 
Textform widerspricht. Auf jede Abweichung und die hiermit verbundenen Rechtsfolgen 
ist der Versicherungsnehmer durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein 
aufmerksam zu machen.
(3) Hat der Versicherer die Verpflichtungen nach Absatz 2 nicht erfüllt, gilt der Vertrag 
als mit dem Inhalt des Antrags des Versicherungsnehmers geschlossen.
(4) Eine Vereinbarung, durch die der Versicherungsnehmer darauf verzichtet, den Vertrag 
wegen Irrtums anzufechten, ist unwirksam.

§ 6 Beratung des Versicherungsnehmers

(1) Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer, soweit nach der Schwierigkeit, die 
angebotene Versicherung zu beurteilen, oder der Person des Versicherungsnehmers 
und dessen Situation hierfür Anlass besteht, nach seinen Wünschen und Bedürfnissen 
zu befragen und, auch unter Berücksichtigung eines angemessenen Verhältnisses zwi-
schen Beratungsaufwand und der vom Versicherungsnehmer zu zahlenden Prämien, 
zu beraten sowie die Gründe für jeden zu einer bestimmten Versicherung erteilten 
Rat anzugeben. Er hat dies unter Berücksichtigung der Komplexität des angebotenen 
Versicherungsvertrags zu dokumentieren.
(2) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer den erteilten Rat und die Gründe hier-
für klar und verständlich vor dem Abschluss des Vertrags in Textform zu übermitteln.
Die Angaben dürfen mündlich übermittelt werden, wenn der Versicherungsnehmer 
dies wünscht oder wenn und soweit der Versicherer vorläufige Deckung gewährt. In 
diesen Fällen sind die Angaben unverzüglich nach Vertragsschluss dem Versicherungs-
nehmer in Textform zu übermitteln; dies gilt nicht, wenn ein Vertrag nicht zustande 
kommt und für Verträge über vorläufige Deckung bei Pflichtversicherungen.
(3) Der Versicherungsnehmer kann auf die Beratung und Dokumentation nach Absatz 1 
und 2 durch eine gesonderte schriftliche Erklärung verzichten, in der er vom Versiche-
rer ausdrücklich darauf hingewiesen wird, dass sich ein Verzicht nachteilig auf seine 
Möglichkeit auswirken kann, gegen den Versicherer einen Schadensersatzanspruch 
nach Absatz 5 geltend zu machen.
(4) Die Verpflichtung nach Absatz1 Satz 1 besteht auch nach Vertragsschluss während 
der Dauer des Versicherungsverhältnisses, soweit für den Versicherer ein Anlass für 
eine Nachfrage und Beratung des Versicherungsnehmers erkennbar ist.
Der Versicherungsnehmer kann im Einzellfall auf eine Beratung durch schriftliche 
Erklärung verzichten.
(5) Verletzt der Versicherer eine Verpflichtung nach den Absätzen 1, 2 oder 4, ist er dem 
Versicherungsnehmer zum Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verpflichtet.
Dies gilt nicht, wenn der Versicherer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.
(6) Die Absätze 1 bis 5 sind auf Versicherungsverträge über ein Großrisiko im Sinn des 
Artikels 10 Abs. 1 Satz 2 des Einführungsgesetzes zum Versicherungsvertragsgesetz 
nicht anzuwenden, ferner dann nicht, wenn der Vertrag mit dem Versicherungsnehmer 
von einem Versicherungsmakler vermittelt wird oder wenn es sich um einen Vertrag im 
Fernabsatz im Sinn des § 312b Abs. 1 und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs handelt.

§ 7 Information des Versicherungsnehmers

(1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer rechtzeitig vor Abgabe von dessen 
Vertragserklärung seine Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen sowie die in einer Rechtsverordnung nach Absatz 2 bestimmten 
Informationen in Textform mitzuteilen. Die Mitteilungen sind in einer dem eingesetzten 
Kommunikationsmittel entsprechenden Weise klar und verständlich zu übermitteln. 
Wird der Vertrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers telefonisch oder unter 
Verwendung eines anderen Kommunikationsmittels geschlossen, das die Information 
in Textform vor der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers nicht gestattet, muss 
die Information unverzüglich nach Vertragsschluss nachgeholt werden; dies gilt auch, 
wenn der Versicherungsnehmer durch eine gesonderte schriftliche Erklärung auf eine 
Information vor Abgabe seiner Vertragserklärung ausdrücklich verzichtet.
(2) Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen und im Benehmen mit dem Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates zum Zweck einer umfassenden Information des Versi-
cherungsnehmers festzulegen,
1.	� welche Einzelheiten des Vertrags, insbesondere zum Versicherer, zur angebotenen 

Leistung und zu den Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie zum Bestehen 
eines Widerrufsrechts, dem Versicherungsnehmer mitzuteilen sind,

2.	� welche weiteren Informationen dem Versicherungsnehmer bei der Lebensversicherung 
insbesondere über die zu erwartenden Leistungen, ihre Ermittlung und Berechnung, 
über eine Modellrechnung sowie über die Abschluss- und Vertriebskosten, soweit eine 
Verrechnung mit Prämien erfolgt, und über sonstige Kosten mitzuteilen sind,

3.	� welche weiteren Informationen bei der Krankenversicherung, insbesondere über 
die Prämienentwicklung und -gestaltung sowie die Abschluss- und Vertriebskos-
ten, mitzuteilen sind,

4.	� was dem Versicherungsnehmer mitzuteilen ist, wenn der Versicherer mit ihm 
telefonisch Kontakt aufgenommen hat und

5.	 in welcher Art und Weise die Informationen zu erteilen sind.
Bei der Festlegung der Mitteilungen nach Satz 1 sind die vorgeschriebenen Angaben 
nach der Richtlinie 92/49/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme der 
Lebensversicherung) sowie zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG und 88/357/EWG 
(ABl. EG Nr. L 228 S. 1), der Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. September 2002 über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an 
Verbraucher und zur Änderung der Richtlinie 90/619/ EWG des Rates und der Richtlini-
en 97/7/EG und 98/27/EG (ABl. EG Nr. L 271 S. 16) sowie der Richtlinie 2002/83/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. November 2002 über Lebensversiche-
rungen (ABl. EG Nr. L 345 S. 1) zu beachten.
(3) In der Rechtsverordnung nach Absatz 2 ist ferner zu bestimmen, was der Versiche-
rer während der Laufzeit des Vertrags in Textform mitteilen muss; dies gilt insbeson-
dere bei Änderungen früherer Informationen, ferner bei der Krankenversicherung bei 
Prämienerhöhungen und hinsichtlich der Möglichkeit eines Tarifwechsels sowie bei 
der Lebensversicherung mit Überschussbeteiligung hinsichtlich der Entwicklung der 
Ansprüche des Versicherungsnehmers.
(4) Der Versicherungsnehmer kann während der Laufzeit des Vertrags jederzeit vom 
Versicherer verlangen, dass ihm dieser die Vertragsbestimmungen einschließlich der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen in einer Urkunde übermittelt; die Kosten für 
die erste Übermittlung hat der Versicherer zu tragen.
(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auf Versicherungsverträge über ein Großrisiko im Sinn des 
Artikels 10 Abs. 1 Satz 2 des Einführungsgesetzes zum Versicherungsvertragsgesetz 
nicht anzuwenden. Ist bei einem solchen Vertrag der Versicherungsnehmer eine natür-
liche Person, hat ihm der Versicherer vor Vertragsschluss das anwendbare Recht und 
die zuständige Aufsichtsbehörde in Textform mitzuteilen.

§ 8 Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers

(1) Der Versicherungsnehmer kann seine Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen 
widerrufen. Der Widerruf ist in Textform gegenüber dem Versicherer zu erklären und 
muss keine Begründung enthalten; zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung.
(2) Die Widerrufsfrist beginnt zu dem Zeitpunkt, zu dem folgende Unterlagen dem 
Versicherungsnehmer in Textform zugegangen sind:
1.	� der Versicherungsschein und die Vertragsbestimmungen einschließlich der 

Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die weiteren Informationen nach 
§ 7 Abs. 1 und 2 und 

2.	� eine deutlich gestaltete Belehrung über das Widerrufsrecht und über die Rechts-
folgen des Widerrufs, die dem Versicherungsnehmer seine Rechte entsprechend 
den Erfordernissen des eingesetzten Kommunikationsmittels deutlich macht 
und die den Namen und die Anschrift desjenigen, gegenüber dem der Widerruf zu 
erklären ist, sowie einen Hinweis auf den Fristbeginn und auf die Regelungen des 
Absatzes 1 Satz 2 enthält.

	� Die Belehrung genügt den Anforderungen des Satzes 1 Nr. 2, wenn das vom 
Bundesministerium der Justiz auf Grund einer Rechtsverordnung nach Absatz 5 
veröffentlichte Muster verwendet wird. Der Nachweis über den Zugang der Unter-
lagen nach Satz 1 obliegt dem Versicherer.

(3) Das Widerrufsrecht besteht nicht
1.	 bei Versicherungsverträgen mit einer Laufzeit von weniger als einem Monat,
2.	� bei Versicherungsverträgen über vorläufige Deckung, es sei denn, es handelt sich 

um einen Fernabsatzvertrag im Sinn des § 312b Abs. 1 und 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs,

3.	� bei Versicherungsverträgen bei Pensionskassen, die auf arbeitsvertraglichen 
Regelungen beruhen, es sei denn, es handelt sich um einen Fernabsatzvertrag im 
Sinn des § 312b Abs. 1 und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs,

4.	� bei Versicherungsverträgen über ein Großrisiko im Sinn des Artikels 10 Abs. 1  
Satz 2 des Einführungsgesetzes zum Versicherungsvertragsgesetz, Das Wider-
rufsrecht ist ausgeschlossen bei Versicherungsverträgen, die von beiden Vertrags- 
parteien auf ausdrücklichen Wunsch des Versicherungsnehmers vollständig 
erfüllt sind, bevor der Versicherungsnehmer sein Widerrufsrecht ausgeübt hat.

(4) Im elektronischen Geschäftsverkehr beginnt die Widerrufsfrist abweichend von 
Absatz 2 Satz 1 nicht vor Erfüllung auch der in § 312e Abs. 1 Satz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs geregelten Pflichten.
(5) Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates Inhalt und Gestaltung der dem Versicherungsnehmer nach 
Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 mitzuteilenden Belehrung über das Widerrufsrecht festzulegen.

§ 11 Verlängerung, Kündigung

(1) Wird bei einem auf eine bestimmte Zeit eingegangenen Versicherungsverhältnis 
im Voraus eine Verlängerung für den Fall vereinbart, dass das Versicherungsverhältnis 
nicht vor Ablauf der Vertragszeit gekündigt wird, ist die Verlängerung unwirksam, 
soweit sie sich jeweils auf mehr als ein Jahr erstreckt.
(2) Ist ein Versicherungsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingegangen, kann es von 
beiden Vertragsparteien nur für den Schluss der laufenden Versicherungsperiode 
gekündigt werden. Auf das Kündigungsrecht können sie einvernehmlich bis zur Dauer 
von zwei Jahren verzichten.
(3) Die Kündigungsfrist muss für beide Vertragsparteien gleich sein; sie darf nicht 
weniger als einen Monat und nicht mehr als drei Monate betragen.
(4) Ein Versicherungsvertrag, der für die Dauer von mehr als drei Jahren geschlossen 
worden ist, kann vom Versicherungsnehmer zum Schluss des dritten oder jedes darauf 
folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten gekündigt werden.
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§ 13 Änderung von Anschrift und Name

(1) Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer 
nicht mitgeteilt, genügt für eine dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugebende 
Willenserklärung die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem 
Versicherer bekannte Anschrift des Versicherungsnehmers. Die Erklärung gilt drei Tage 
nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Die Sätze 1 und 2 sind im Fall einer 
Namensänderung des Versicherungsnehmers entsprechend anzuwenden.
(2) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung in seinem Gewerbebetrieb genom-
men, ist bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung Absatz 1 Satz 1 und 2 
entsprechend anzuwenden.

§ 19 Anzeigepflicht

(1) Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung die ihm 
bekannten Gefahrumstände, die für den Entschluss des Versicherers, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen, erheblich sind und nach denen der Versicherer 
in Textform gefragt hat, dem Versicherer anzuzeigen. Stellt der Versicherer nach der 
Vertragserklärung des Versicherungsnehmers, aber vor Vertragsannahme Fragen im 
Sinn des Satzes 1, ist der Versicherungsnehmer auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.
(2) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Absatz 1, kann der 
Versicherer vom Vertrag zurücktreten.
(3) Das Rücktrittsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs-
nehmer die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt hat.
In diesem Fall hat der Versicherer das Recht, den Vertrag unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat zu kündigen.
(4) Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung der Anzei-
gepflicht und sein Kündigungsrecht nach Absatz 3 Satz 2 sind ausgeschlossen, wenn er 
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte. Die anderen Bedingungen werden auf Verlangen des 
Versicherers rückwirkend, bei einer vom Versicherungsnehmer nicht zu vertretenden 
Pflichtverletzung ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.
(5) Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Absätzen 2 bis 4 nur zu, wenn er den Ver-
sicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeige-
pflichtverletzung hingewiesen hat. Die Rechte sind ausgeschlossen, wenn der Versicherer 
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.
(6) Erhöht sich im Fall des Absatzes 4 Satz 2 durch eine Vertragsänderung die Prämie 
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf dieses 
Recht hinzuweisen.

§ 20 Vertreter des Versicherungsnehmers

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, sind 
bei der Anwendung des § 19 Abs. 1 bis 4 und des § 21 Abs. 2 Satz 2 sowie Abs. 3 Satz 2 
sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist 
des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer kann sich 
darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden 
ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

§ 21 Ausübung der Rechte des Versicherers

(1) Der Versicherer muss die ihm nach § 19 Abs. 2 bis 4 zustehenden Rechte innerhalb 
eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem 
der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemach-
te Recht begründet, Kenntnis erlangt. Der Versicherer hat bei der Ausübung seiner 
Rechte die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt; er darf nachträglich 
weitere Umstände zur Begründung seiner Erklärung angeben, wenn für diese die Frist 
nach Satz 1 nicht verstrichen ist.
(2) Im Fall eines Rücktrittes nach § 19 Abs. 2 nach Eintritt des Versicherungsfalles ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, die Verletzung der Anzeige-
pflicht bezieht sich auf einen Umstand, der weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet.
(3) Die Rechte des Versicherers nach § 19 Abs. 2 bis 4 erlöschen nach Ablauf von fünf 
Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser 
Frist eingetreten sind. Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht vorsätzlich oder 
arglistig verletzt, beläuft sich die Frist auf zehn Jahre.

§ 22 Arglistige Täuschung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, 
bleibt unberührt.

§ 23 Gefahrerhöhung

(1) Der Versicherungsnehmer darf nach Abgabe seiner Vertragserklärung ohne Einwilli-
gung des Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch 
einen Dritten gestatten.
(2) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne Einwilligung des Ver- 
sicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, hat er die Gefahrer-
höhung dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.
(3) Tritt nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers eine Gefahr- 
erhöhung unabhängig von seinem Willen ein, hat er die Gefahrerhöhung, nachdem er 
von ihr Kenntnis erlangt hat, dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.

§ 24 Kündigung wegen Gefahrerhöhung

(1) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach § 23 Abs. 1, kann der 
Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, es sei denn, der Versiche-
rungsnehmer hat die Verpflichtung weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt. Be-
ruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat kündigen.
(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2 und 3 kann der Versicherer den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.
(3) Das Kündigungsrecht nach den Absätzen 1 und 2 erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 
Monats ab der Kenntnis des Versicherers von der Erhöhung der Gefahr ausgeübt wird oder 
wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

§ 25 Prämienerhöhung wegen Gefahrerhöhung

(1) Der Versicherer kann an Stelle einer Kündigung ab dem Zeitpunkt der Gefahrer-
höhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen für diese höhere Gefahr entsprechende 
Prämie verlangen oder die Absicherung der höheren Gefahr ausschließen. Für das 
Erlöschen dieses Rechtes gilt § 24 Abs. 3 entsprechend.
(2) Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Prozent oder 
schließt der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr aus, kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. Der Versicherer hat den Versiche-
rungsnehmer in der Mitteilung auf dieses Recht hinzuweisen.

§ 26 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

(1) Tritt der Versicherungsfall nach einer Gefahrerhöhung ein, ist der Versicherer nicht 
zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach 
§ 23 Abs. 1 vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.
(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2 und 3 ist der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeit-
punkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, es sei 
denn, dem Versicherer war die Gefahrerhöhung zu diesem Zeitpunkt bekannt. Er ist zur 
Leistung verpflichtet, wenn die Verletzung der Anzeigepflicht nach § 23 Abs. 2 und 3 nicht 
auf Vorsatz beruht; im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung gilt Absatz 1 Satz 2.
(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 Satz 1 ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet,
1.	� soweit die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles 

oder den Umfang der Leistungspflicht war oder
2.	� wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung des 

Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war.

§ 27 Unerhebliche Gefahrerhöhung

Die §§ 23 bis 26 sind nicht anzuwenden, wenn nur eine unerhebliche Erhöhung der 
Gefahr vorliegt oder wenn nach den Umständen als vereinbart anzusehen ist, dass die 
Gefahrerhöhung mitversichert sein soll.

§ 28 Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit

(1) Bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, die vom Versicherungsnehmer 
vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu erfüllen ist, kann 
der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats, nachdem er von der Verletzung 
Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Frist kündigen, es sei denn, die Verletzung 
beruht nicht auf Vorsatz oder auf grober Fahrlässigkeit.
(2) Bestimmt der Vertrag, dass der Versicherer bei Verletzung einer vom Versicherungs-
nehmer zu erfüllenden vertraglichen Obliegenheit nicht zur Leistung verpflichtet ist, ist 
er leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit vorsätzlich verletzt 
hat. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen 
einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.
(3) Abweichend von Absatz 2 ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verlet-
zung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich 
ist. Satz 1 gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.
(4) Die vollständige oder teilweise Leistungsfreiheit des Versicherers nach Absatz 2 hat 
bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalles bestehenden Auskunfts- oder 
Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versicherungsneh-
mer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.
(5) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung einer vertraglichen 
Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt ist, ist unwirksam.
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§ 29 Teilrücktritt, Teilkündigung,  
teilweise Leistungsfreiheit

(1) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer nach den Vorschriften 
dieses Abschnittes zum Rücktritt oder zur Kündigung berechtigt ist, nur bezüglich 
eines Teils der Gegenstände oder Personen vor, auf die sich die Versicherung bezieht, 
steht dem Versicherer das Recht zum Rücktritt oder zur Kündigung für den übrigen Teil 
nur zu, wenn anzunehmen ist, dass für diesen allein der Versicherer den Vertrag unter 
den gleichen Bedingungen nicht geschlossen hätte.
(2) Macht der Versicherer von dem Recht zum Rücktritt oder zur Kündigung bezüglich 
eines Teils der Gegenstände oder Personen Gebrauch, ist der Versicherungsnehmer 
berechtigt, das Versicherungsverhältnis bezüglich des übrigen Teils zu kündigen. Die 
Kündigung muss spätestens zum Schluss der Versicherungsperiode erklärt werden, in 
welcher der Rücktritt oder die Kündigung des Versicherers wirksam wird.
(3) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer wegen einer Verletzung 
der Vorschriften über die Gefahrerhöhung ganz oder teilweise leistungsfrei ist, nur 
bezüglich eines Teils der Gegenstände oder Personen vor, auf die sich die Versicherung 
bezieht, ist auf die Leistungsfreiheit Absatz 1 entsprechend anzuwenden.

§ 37 Zahlungsverzug bei Erstprämie

(1) Wird die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig gezahlt, ist der Versicherer, 
solange die Zahlung nicht bewirkt ist, zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt, es sei denn, 
der Versicherungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten.
(2) Ist die einmalige oder die erste Prämie bei Eintritt des Versicherungsfalles nicht ge-
zahlt, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, der Versicherungs-
nehmer hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten. Der Versicherer ist nur leistungsfrei, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch 
einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzah-
lung der Prämie aufmerksam gemacht hat.

§ 38 Zahlungsverzug bei Folgeprämie

(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem Versi-
cherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die 
mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie 
die rückständigen Beträge der Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und 
die Rechtsfolgen angibt, die nach den Absätzen 2 und 3 mit dem Fristablauf verbunden 
sind; bei zusammengefassten Verträgen sind die Beträge jeweils getrennt anzugeben.
(2) Tritt der Versicherungsfall nach Fristablauf ein und ist der Versicherungsnehmer 
bei Eintritt mit der Zahlung der Prämie oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet.
(3) Der Versicherer kann nach Fristablauf den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten Beträge 
in Verzug ist. Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden 
werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu die-
sem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist; hierauf ist der Versicherungsnehmer bei 
der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. Die Kündigung wird unwirksam, wenn der 
Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung oder, wenn sie mit 
der Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf 
die Zahlung leistet; Absatz 2 bleibt unberührt.

§ 39 Vorzeitige Vertragsbeendigung

(1) Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf der Versiche-
rungsperiode steht dem Versicherer für diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil 
der Prämie zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden 
hat. Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt auf Grund des § 19 Abs. 2 oder 
durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, steht dem 
Versicherer die Prämie bis zum Wirksamwerden der Rücktritts- oder Anfechtungser-
klärung zu. Tritt der Versicherer nach § 37 Abs. 1 zurück, kann er eine angemessene 
Geschäftsgebühr verlangen.
(2) Endet das Versicherungsverhältnis nach § 16, kann der Versicherungsnehmer den 
auf die Zeit nach der Beendigung des Versicherungsverhältnisses entfallenden Teil der 
Prämie unter Abzug der für diese Zeit aufgewendeten Kosten zurückfordern.

§ 40 Kündigung bei Prämienerhöhung

(1) Erhöht der Versicherer auf Grund einer Anpassungsklausel die Prämie, ohne dass sich 
der Umfang des Versicherungsschutzes entsprechend ändert, kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers 
mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Erhöhung, kündigen. Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung 
auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer 
spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der Erhöhung der Prämie zugehen.
(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn der Versicherer auf Grund einer Anpassungsklausel 
den Umfang des Versicherungsschutzes vermindert, ohne die Prämie entsprechend 
herabzusetzen.

§ 47 Kenntnis und Verhalten des Versicherten

(1) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher 
Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis und 
das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen.
(2) Die Kenntnis des Versicherten ist nicht zu berücksichtigen, wenn der Vertrag ohne 
sein Wissen geschlossen worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung 
des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zumutbar war. Der Versicherer 
braucht den Einwand, dass der Vertrag ohne Wissen des Versicherten geschlossen wor-
den ist, nicht gegen sich gelten zu lassen, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag 
ohne Auftrag des Versicherten geschlossen und bei Vertragsschluss dem Versicherer 
nicht angezeigt hat, dass er den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten schließt.

§ 74 Überversicherung

(1) Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses (Versi-
cherungswert) erheblich, kann jede Vertragspartei verlangen, dass die Versicherungs-
summe zur Beseitigung der Überversicherung unter verhältnismäßiger Minderung der 
Prämie mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird.
(2) Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag in der Absicht, sich aus der Über-
versicherung einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag 
nichtig; dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den 
die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 77 Mehrere Versicherer

(1) Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist 
verpflichtet, jedem Versicherer die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In 
der Mitteilung sind der andere Versicherer und die Versicherungssumme anzugeben.
(2) Wird bezüglich desselben Interesses bei einem Versicherer der entgehende Gewinn, 
bei einem anderen Versicherer der sonstige Schaden versichert, ist Absatz 1 entspre-
chend anzuwenden.

§ 78 Haftung bei Mehrfachversicherung

(1) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert und über-
steigen die Versicherungssummen zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus 
anderen Gründen die Summe der Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Be-
stehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den Gesamtschaden (Mehrfachversi-
cherung), haften die Versicherer in der Weise als Gesamtschuldner, dass jeder Versicherer 
den von ihm nach dem Vertrag zu leistenden Betrag zu zahlen hat, der Versicherungsneh-
mer aber insgesamt nicht mehr als den Betrag des Schadens verlangen kann.
(2) Die Versicherer sind im Verhältnis zueinander zu Anteilen nach Maßgabe der 
Beträge verpflichtet, die sie dem Versicherungsnehmer nach dem jeweiligen Vertrag zu 
zahlen haben. Ist auf eine der Versicherungen ausländisches Recht anzuwenden, kann 
der Versicherer, für den das ausländische Recht gilt, gegen den anderen Versicherer 
einen Anspruch auf Ausgleichung nur geltend machen, wenn er selbst nach dem für ihn 
maßgeblichen Recht zur Ausgleichung verpflichtet ist.
(3) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht vereinbart, 
sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser 
Absicht geschlossene Vertrag nichtig; dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 79 Beseitigung der Mehrfachversicherung

(1) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfachversicherung 
entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachversicherung geschlos-
sen, kann er verlangen, dass der später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Ver-
sicherungssumme unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie auf den Teilbetrag 
herabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist.
(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstanden 
ist, dass nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge der Versicherungswert 
gesunken ist. Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder 
im Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, kann der Versicherungsnehmer 
nur die verhältnismäßige Herabsetzung der Versicherungssummen und der Prämien 
verlangen.

§ 80 Fehlendes versichertes Interesse

(1) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der Prämie verpflichtet, wenn das 
versicherte Interesse bei Beginn der Versicherung nicht besteht; dies gilt auch, wenn 
das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder für ein 
anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann jedoch 
eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.
(2) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, steht dem 
Versicherer die Prämie zu, die er hätte beanspruchen können, wenn die Versicherung 
nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall 
des Interesses Kenntnis erlangt hat.
(3) Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der Absicht 
versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der 
Vertrag nichtig; dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er 
von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.
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§ 81 Herbeiführung des Versicherungsfalles

(1) Der Versicherer ist nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer 
vorsätzlich den Versicherungsfall herbeiführt.
(2) Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall grob fahrlässig herbei, ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

§ 82 Abwendung und Minderung des Schadens

(1) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalles nach Möglichkeit 
für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen.
(2) Der Versicherungsnehmer hat Weisungen des Versicherers, soweit für ihn zumutbar, 
zu befolgen sowie Weisungen einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten.
Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche 
Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln.
(3) Bei Verletzung einer Obliegenheit nach den Absätzen 1 und 2 ist der Versicherer 
nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit 
vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen 
einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.
(4) Abweichend von Absatz 3 ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die 
Verletzung der Obliegenheit weder für die Feststellung des Versicherungsfalles noch 
für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht ursächlich ist. Satz 1 gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

§ 83 Aufwendungsersatz

(1) Der Versicherer hat Aufwendungen des Versicherungsnehmers nach § 82 Abs. 1 und 2, 
auch wenn sie erfolglos bleiben, insoweit zu erstatten, als der Versicherungsnehmer sie 
den Umständen nach für geboten halten durfte. Der Versicherer hat den für die Aufwen-
dungen erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschießen.
(2) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Aufwen-
dungsersatz nach Absatz 1 entsprechend kürzen.
(3) Aufwendungen des Versicherungsnehmers, die er gemäß den Weisungen des Ver-
sicherers macht, sind auch insoweit zu erstatten, als sie zusammen mit der sonstigen 
Entschädigung die Versicherungssumme übersteigen.
(4) Bei der Tierversicherung gehören die Kosten der Fütterung und der Pflege sowie die 
Kosten der tierärztlichen Untersuchung und Behandlung nicht zu den vom Versicherer 
nach den Absätzen 1 bis 3 zu erstattenden Aufwendungen.

§ 85 Schadensermittlungskosten

(1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer die Kosten, die durch die Ermitt-
lung und Feststellung des von ihm zu ersetzenden Schadens entstehen, insoweit zu 
erstatten, als ihre Aufwendung den Umständen nach geboten war. Diese Kosten sind 
auch insoweit zu erstatten, als sie zusammen mit der sonstigen Entschädigung die 
Versicherungssumme übersteigen.
(2) Kosten, die dem Versicherungsnehmer durch die Zuziehung eines Sachverständigen 
oder eines Beistandes entstehen, hat der Versicherer nicht zu erstatten, es sei denn, der 
Versicherungsnehmer ist zu der Zuziehung vertraglich verpflichtet oder vom Versicherer 
aufgefordert worden.
(3) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Kosten- 
ersatz entsprechend kürzen.

§ 86 Übergang von Ersatzansprüchen

(1) Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht die-
ser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. Der 
Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden.
(2) Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses 
Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften 
zu wahren und bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich mit-
zuwirken. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Ver-
sicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolgedessen keinen Ersatz von 
dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit 
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.
(3) Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit 
der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang 
nach Absatz 1 nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den Scha-
den vorsätzlich verursacht.

§ 95 Veräußerung der versicherten Sache

(1) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräußert, tritt an dessen 
Stelle der Erwerber in die während der Dauer seines Eigentums aus dem Versiche-
rungsverhältnis sich ergebenden Rechte und Pflichten des Versicherungsnehmers ein.
(2) Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie, die auf die zur Zeit des 
Eintrittes des Erwerbers laufende Versicherungsperiode entfällt, als Gesamtschuldner.
(3) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen sich gelten lassen, wenn 
er hiervon Kenntnis erlangt hat.

§ 96 Kündigung nach Veräußerung

(1) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber einer versicherten Sache das Versi-
cherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. Das 
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis des 
Versicherers von der Veräußerung ausgeübt wird.
(2) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit sofortiger Wirkung 
oder für den Schluss der laufenden Versicherungsperiode zu kündigen. Das Kündi-
gungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats nach dem Erwerb, bei 
fehlender Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung innerhalb eines 
Monats ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt wird.
(3) Im Fall der Kündigung des Versicherungsverhältnisses nach Absatz 1 oder Absatz 2 
ist der Veräußerer zur Zahlung der Prämie verpflichtet; eine Haftung des Erwerbers für 
die Prämie besteht nicht.

§ 97 Anzeige der Veräußerung

(1) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder Erwerber unverzüglich 
anzuzeigen. Ist die Anzeige unterblieben, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflich-
tet, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu 
dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, und der Versicherer den mit 
dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte.
(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, wenn 
ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätte 
zugehen müssen, oder wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für 
die Kündigung des Versicherers abgelaufen war und er nicht gekündigt hat.

§ 215 Gerichtsstand

(1) Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung ist 
auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit 
der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt hat. Für Klagen gegen den Versicherungsnehmer ist dieses Gericht 
ausschließlich zuständig.
(2) § 33 Abs. 2 der Zivilprozessordnung ist auf Widerklagen der anderen Partei nicht 
anzuwenden.
(3) Eine von Absatz 1 abweichende Vereinbarung ist zulässig für den Fall, dass der Versi-
cherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnli-
cher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist.

BGB 
§ 247 Basiszinssatz

(1) Der Basiszinssatz beträgt 3,62 Prozent. Er verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli 
eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche die Bezugsgröße seit der letzten 
Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der 
Zinssatz für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank 
vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahrs.
(2) Die Deutsche Bundesbank gibt den geltenden Basiszinssatz unverzüglich nach den 
in Absatz 1 Satz 2 genannten Zeitpunkten im Bundesanzeiger bekannt.

§ 280 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung

(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so kann der Gläubiger 
Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen. Dies gilt nicht, wenn der 
Schuldner die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.
(2) Schadenersatz wegen Verzögerung der Leistung kann der Gläubiger nur unter der 
zusätzlichen Voraussetzung des § 286 verlangen.
(3) Schadenersatz statt der Leistung kann der Gläubiger nur unter den zusätzlichen 
Voraussetzungen des § 281, des § 282 oder des § 283 verlangen.
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§ 286 Verzug des Schuldners

(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem Eintritt 
der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung stehen 
die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines Mahnbescheids im 
Mahnverfahren gleich.
(2) Der Mahnung bedarf es nicht, wenn
1.	 für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist,
2.	� der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und eine angemessene Zeit für die 

Leistung in der Weise bestimmt ist, dass sie sich von dem Ereignis an nach dem 
Kalender berechnen lässt,

3.	 der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert,
4.	� aus besonderen Gründen unter Abwägung der beiderseitigen Interessen der 

sofortige Eintritt des Verzugs gerechtfertigt ist.
(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Verzug, wenn er nicht 
innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen 
Zahlungsaufstellung leistet; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, 
nur, wenn auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung besonders hinge-
wiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der Rechnung oder Zahlungsaufstel-
lung unsicher ist, kommt der Schuldner, der nicht Verbraucher ist, spätestens 30 Tage 
nach Fälligkeit und Empfang der Gegenleistung in Verzug.
(4) Der Schuldner kommt nicht in Verzug, solange die Leistung infolge eines Umstands 
unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat.

§ 288 Verzugszinsen

(1) Eine Geldschuld ist während des Verzuges zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt 
für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.
(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, beträgt der 
Zinssatz für Entgeltforderungen acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.
(3) Der Gläubiger kann aus einem anderen Rechtsgrund höhere Zinsen verlangen.
(4) Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen.

§ 312b Fernabsatzverträge

(1) Fernabsatzverträge sind Verträge über die Lieferung von Waren oder über die Erbrin-
gung von Dienstleistungen, einschließlich Finanzdienstleistungen, die zwischen einem 
Unternehmer und einem Verbraucher unter ausschließlicher Verwendung von Fernkom-
munikationsmitteln abgeschlossen werden, es sei denn, dass der Vertragsschluss nicht 
im Rahmen eines für den Fernabsatz organisierten Vertriebs- oder Dienstleistungssys-
tems erfolgt. Finanzdienstleistungen im Sinne des Satzes 1 sind Bankdienstleistungen 
sowie Dienstleistungen im Zusammenhang mit einer Kreditgewährung, Versicherung, 
Altersversorgung von Einzelpersonen, Geldanlage oder Zahlung.
(2) Fernkommunikationsmittel sind Kommunikationsmittel, die zur Anbahnung oder 
zum Abschluss eines Vertrags zwischen einem Verbraucher und einem Unternehmer 
ohne gleichzeitige körperliche Anwesenheit der Vertragsparteien eingesetzt werden 
können, insbesondere Briefe, Kataloge, Telefonanrufe, Telekopien, E-Mails sowie 
Rundfunk, Tele- und Mediendienste.
(3) Die Vorschriften über Fernabsatzverträge finden keine Anwendung auf Verträge
1.	 über Fernunterricht (§ 1 des Fernunterrichtsschutzgesetzes),
2.	 über die Teilzeitnutzung von Wohngebäuden (§ 481),
3.	 über Versicherungen sowie deren Vermittlung,
4.	� über die Veräußerung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten, die Be-

gründung, Veräußerung und Aufhebung von dinglichen Rechten an Grundstücken 
und grundstücksgleichen Rechten sowie über die Errichtung von Bauwerken,

5.	� über die Lieferung von Lebensmitteln, Getränken oder sonstigen Haushaltsge-
genständen des täglichen Bedarfs, die am Wohnsitz, am Aufenthaltsort oder am 
Arbeitsplatz eines Verbrauchers von Unternehmern im Rahmen häufiger und 
regelmäßiger Fahrten geliefert werden,

6.	� über die Erbringung von Dienstleistungen in den Bereichen Unterbringung, Beför-
derung, Lieferung von Speisen und Getränken sowie Freizeitgestaltung, wenn sich 
der Unternehmer bei Vertragsschluss verpflichtet, die Dienstleistungen zu einem 
bestimmten Zeitpunkt oder innerhalb eines genau angegebenen Zeitraums zu 
erbringen,

7.	 die geschlossen werden
	 a)	� unter Verwendung von Warenautomaten oder automatisierten Geschäfts- 

räumen oder
	 b)	� mit Betreibern von Telekommunikationsmitteln auf Grund der Benutzung 

von öffentlichen Fernsprechern, soweit sie deren Benutzung zum Gegen-
stand haben.

(4) Bei Vertragsverhältnissen, die eine erstmalige Vereinbarung mit daran anschließen-
den aufeinander folgenden Vorgängen oder eine daran anschließende Reihe getrennter, 
in einem zeitlichen Zusammenhang stehender Vorgänge der gleichen Art umfassen, 
finden die Vorschriften über Fernabsatzverträge nur Anwendung auf die erste Verein-
barung. Wenn derartige Vorgänge ohne eine solche Vereinbarung aufeinander folgen, 
gelten die Vorschriften über Informationspflichten des Unternehmers nur für den ersten 
Vorgang. Findet jedoch länger als ein Jahr kein Vorgang der gleichen Art mehr statt, so 
gilt der nächste Vorgang als der erste Vorgang einer neuen Reihe im Sinne von Satz 2.
(5) Weitergehende Vorschriften zum Schutz des Verbrauchers bleiben unberührt.

ZPO 
§ 13 Allgemeiner Gerichtsstand des Wohnsitzes

Der allgemeine Gerichtsstand einer Person wird durch den Wohnsitz bestimmt.

§ 17 Allgemeiner Gerichtsstand juristischer Personen

(1) Der allgemeine Gerichtsstand der Gemeinden, der Korporationen sowie derjenigen 
Gesellschaften, Genossenschaften oder anderen Vereine und derjenigen Stiftungen, 
Anstalten und Vermögensmassen, die als solche verklagt werden können, wird durch 
ihren Sitz bestimmt. Als Sitz gilt, wenn sich nichts anderes ergibt, der Ort, wo die 
Verwaltung geführt wird.
(2) Gewerkschaften haben den allgemeinen Gerichtsstand bei dem Gericht, in dessen 
Bezirk das Bergwerk liegt, Behörden, wenn sie als solche verklagt werden können, bei 
dem Gericht ihres Amtssitzes.
(3) Neben dem durch die Vorschriften dieses Paragraphen bestimmten Gerichtsstand 
ist ein durch Statut oder in anderer Weise besonders geregelter Gerichtsstand zulässig.

§ 21 Besonderer Gerichtstand der Niederlassung

(1) Hat jemand zum Betrieb einer Fabrik, einer Handlung oder eines anderen Gewerbes 
eine Niederlassung, von der aus unmittelbar Geschäfte geschlossen werden, so kön-
nen gegen ihn alle Klagen, die auf den Geschäftsbetrieb der Niederlassung Bezug ha-
ben, bei dem Gericht des Ortes erhoben werden, wo die Niederlassung sich befindet.
(2) Der Gerichtsstand der Niederlassung ist auch für Klagen gegen Personen begrün-
det, die ein mit Wohn- und Wirtschaftsgebäuden versehenes Gut als Eigentümer, Nutz-
nießer oder Pächter bewirtschaften, soweit diese Klagen die auf die Bewirtschaftung 
des Gutes sich beziehenden Rechtsverhätnisse betreffen.

§ 29 Besonderer Gerichtsstand des Erfüllungsortes

(1) Für Streitigkeiten aus einem Vertragsverhältnis und über dessen Bestehen ist das 
Gericht des Ortes zuständig, an dem die streitige Verpflichtung zu erfüllen ist.
(2) Eine Vereinbarung über den Erfüllungsort begründet die Zuständigkeit nur, wenn 
die Vertragsparteien Kaufleute, die nicht zu den in § 4 des Handelsgesetzbuches be-
zeichneten Gewerbetreibenden gehören, juristische Personen des öffentlichen Rechts 
oder öffentlichrechtliche Sondervermögen sind.
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	 Der Versicherungsnehmer wurde über die wesentlichen Leistungsunterschiede zum vorherigen Versicherungsschutz aufgeklärt.	   ja�   nein

	 Ermittlung der Wünsche und Bedürfnisse des Kunden 
	 Der Vermittler hat Ihren Absicherungsbedarf anhand des beigefügten, ausgefüllten Antrags oder Risikofragebogens ermittelt.	   ja�   nein

	� Empfehlung des Vermittlers 
Der Vermittler hat Ihnen die Absicherung Ihrer betrieblichen Risiken durch eines oder mehrere Versicherungsprodukt(e)  
der nachfolgenden Sparten empfohlen

	 Versicherungs-Sparte� Angebot gewünscht

	 – Sach-Inhaltsversicherung	   ja�   nein

	 – Betriebsunterbrechungsversicherung	   ja�   nein

	 – Sach-Gebäudeversicherung	   ja�   nein

	 – Mietverlustversicherung	   ja�   nein

	 – Kraftfahrtversicherung	   ja�   nein

	 – Technische Versicherung	   ja�   nein

	 – Transportversicherung	   ja�   nein

	 – Luftfahrtversicherung	   ja�   nein

	 – Haftpflichtversicherung	   ja�   nein

	 – Unfallversicherung	   ja�   nein

	 – Vertrauensschaden-Versicherung	   ja�   nein

	 – Sonstige:	   ja�   nein

	 Ausschließlich die hier angegebene(n) Sparte(n) war(en) Gegenstand des Beratungsgesprächs.
	 Auf die Möglichkeit alternativer Versicherungssummen, Selbstbeteiligungen und eventueller Zusatzversicherungen wurde hingewiesen.	   ja�   nein

	 Im Übrigen gelten die Angaben des Versicherungsnehmers im Antrag.

	� Die Beratungsdokumentation wird zusammen mit dem Versicherungsantrag an die AXA Versicherungen zum Zweck der Archivierung und Bearbeitung von 
Beanstandungen übermittelt.

Entgegen der ausdrücklichen Empfehlung des Vermittlers verzichtet der Versicherungsnehmer auf:

Beratungsdokumentation
Industrie- und Firmenkundengeschäft übergreifend

Versicherungsnehmer, Name

Straße, Haus-Nr.

Vermittler, Name

Straße, Haus-Nr.

VornameVorname

Postleitzahl, Wohnort

Versicherungsschein-Nummer

Postleitzahl, Wohnort

Orga-Nr.

Zusätzliche Gesprächsteilnehmer

 

Vielen Dank für das Vertrauen, das Sie mir und AXA in unserem heutigen Gespräch entgegengebracht haben.
Sie wünschten ausschließlich eine Beratung zum im Antrag genannten Versicherungsschutz.

Gesprächsanlass

 

Tag der Beratung  Büro des Betreuers	   Telefonisch
  Wohnung/Betrieb des Kunden	   Sonstiges:

Persönliche
 Angaben

Ort/Tag der 
Beratung

Ort/Datum Unterschrift Vermittler Unterschrift Versicherungsnehmer
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